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A. Einleitung 

Die Demokratie ist eine sehr fragile Staatsform. Umso bedeutsamer ist die 

Akzeptanz durch ihre Bürger. Insb. deren Bewahrung durch junge Menschen, 

die nie eine andere Staatsform kennengelernt haben und die Vorteile der de-

mokratischen Grundordnung als gegeben hinnehmen, ist daher wichtig. In ei-

ner Demokratie sind Wahlen das stärkste Instrument des Volkes. Dennoch 

haben derzeit rund 13,5 Millionen Menschen1 in Deutschland kein aktives 

Wahlrecht, da sie minderjährig sind. Die Debatte um ein Minderjährigen-

wahlrecht ist nicht neu. Von Zeit zu Zeit wird sie wieder aufgegriffen und 

kontrovers diskutiert. Gegner sehen darin einen unzulässigen Eingriff in die 

verfassungsrechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes und zweifeln insb. die 

erforderliche Reife und politische Einsichts- und Entscheidungsfähigkeit 

Minderjähriger an. Unterstützer des Minderjährigenwahlrechts sehen dage-

gen darin ein Mittel, um dem demographischen Wandel und der Generatio-

nengerechtigkeit Rechnung zu tragen sowie zu einer kinder- und familien-

freundlicheren Politik beizutragen. 

Heutzutage ist das Thema aktueller denn je. In Zeiten, in denen Jugendliche 

in ganz Deutschland und überall auf der Welt freitags auf die Straße gehen, 

um für den Umweltschutz zu demonstrieren, wird zurecht erneut die Frage 

aufgeworfen: „Ist die Zeit reif für ein Minderjährigenwahlrecht?“. Ist es noch 

zeitgemäß, dass die Generation, um deren Zukunft es geht, selbst nicht mit-

bestimmen darf? Berechtigterweise stellt sich jedoch die Frage, ob ein solches 

Minderjährigenwahlrecht in Deutschland überhaupt verfassungsrechtlich re-

alisierbar ist und wie eine Umsetzung aussehen könnte. Welche Argumente 

rechtlicher und auch gesellschaftlicher Art sprechen insgesamt dafür und da-

gegen? Eine demokratische Verfassung wie das Grundgesetz lebt auch von 

der Weiterentwicklung und Anpassung an aktuelle Erfordernisse. Ist es daher 

an der Zeit, ein Minderjährigenwahlrecht in Deutschland einzuführen?  

Ziel dieser Arbeit ist es, die oben genannten Fragen zu diskutieren und  

 
1 Statista, Altersstruktur der Bevölkerung in Deutschland 2018 (letzter Zugriff am 

06.06.2020). 
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Licht ins Dunkel der teils verworrenen Diskussionen zu bringen, um schließ-

lich die Frage beantworten zu können: „Ist die Zeit reif für ein Minderjäh-

rigenwahlrecht?“ und wenn ja, wie sollte ein solches für die Bundestagswah-

len in Deutschland aussehen? 

 

B. Argumente gegen und für ein Minderjährigenwahl-

recht 

I. Begriffserläuterung 

Unter einem Minderjährigenwahlrecht wird die Einbeziehung von minderjäh-

rigen Staatsbürgern in den Wahlprozess verstanden. Es gibt verschiedene An-

sätze für ein Minderjährigenwahlrecht. Die wesentlichen Modelle sind das 

Familien- bzw. Stellvertreterwahlrecht, das Wahlrecht von Geburt, das El-

ternwahlrecht sowie die generelle Absenkung der Wahlaltersgrenze. Die Be-

zeichnungen sind jedoch nicht einheitlich, sodass in unterschiedlicher Litera-

tur teils unterschiedliche Begriffe für das gleiche Modell verwendet werden.2 

Auf die einzelnen Formen des Minderjährigenwahlrechts wird genauer unter 

Gliederungspunkt D. ab Seite 29 eingegangen. 

 

II. Argumente gegen ein Minderjährigenwahlrecht 

Gegner eines Minderjährigenwahlrechts führen gesellschaftliche und rechtli-

che Argumente gegen dieses an. Die häufigsten Argumente, die gegen eine 

Einführung sprechen, sollen nachfolgend dargestellt und diskutiert werden.  

Eines der am häufigsten angeführten Argumente ist das der fehlenden Reife3 

und politischen Beurteilungsfähigkeit4 von Minderjährigen, welche eine Not-

wendigkeit bei der Ausübung des Wahlrechts in einer Demokratie darstelle. 

Nur wenn die erforderliche geistige Reife vorhanden sei, könne in verantwor-

tungsvollem Maße an einer Wahl teilgenommen werden. Aus diesem Grund 

 
2 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 17. 
3 U. a. Partezke, Klee, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 32. 
4 Haupt, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 261. 
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sei die Verknüpfung mit dem Volljährigkeitsalter sinnvoll, da ab einem Alter 

von 18 Jahren grundsätzlich von einer solchen Reife ausgegangen werden 

könne.5 Viele sehen daher die Kopplung des Wahlrechts an die Volljährigkeit 

als zwingend an, da dies die plausibelste Regelung sei und vor Willkür 

schütze.6  

Zunächst ist fraglich, ob die Verknüpfung des Wahlrechts mit der Volljährig-

keit wirklich zwingend geboten ist. Es wird angeführt, dass nicht erkenntlich 

sei, warum ein Minderjähriger über die Politik, die die gesamte Gesellschaft 

betrifft, mitentscheiden darf, wenn er gleichzeitig noch nicht über seine Le-

bensverhältnisse vollumfänglich entscheiden kann.7 Es ist jedoch keinesfalls 

ausgeschlossen, das Wahlrecht auch minderjährigen Bürgern zuzugestehen. 

Bei der Bundestagswahl 1972 waren erstmalig 18-jährige Bürger zugelassen.8 

Die Herabsetzung der Volljährigkeit auf 18 Jahre erfolgte jedoch erst 1974.9 

Somit waren zur Bundestagswahl 1972 bereits Minderjährige zugelassen. Es 

ist nicht erkennbar, warum dies heutzutage nicht möglich sein soll. Eine ver-

fassungsrechtliche Verknüpfung des aktiven Wahlrechts an die Volljährigkeit 

liegt jedenfalls nicht vor. 

Von einer notwendigen Reife, die zur Ausübung des Wahlrechts vorhanden 

sein müsse, ist im Grundgesetz keine Rede. Befürworter des Minderjährigen-

wahlrechts argumentieren deshalb häufig damit, dass auch bei Erwachsenen 

zur Ausübung des Wahlrechts eine bestimmte Reife nicht vorgewiesen wer-

den müsse.10 Insb. werde das Wahlrecht darüber hinaus nicht entzogen, wenn 

beispielsweise im hohen Alter von einer Reife und politischen Einsichtsfä-

higkeit nicht mehr ausgegangen werden könne. Hier ist allerdings zu beach-

ten, dass eine gewisse Reife für die Inanspruchnahme des Wahlrechts als Aus-

übung des Demokratieprinzips erforderlich ist. Ansonsten kann keine verant-

wortungsvolle Entscheidung, die Auswirkungen auf die Belange der 

 
5 U. a. Bagattini, in: Hurrelmann, Schultz, Wahlrecht für Kinder? 2014, S. 145. 
6 Eisel. DJI Impulse 3/2013, S. 16, 17. 
7 Ebd., S. 16, 17; Eisel, in: Hurrelmann, Schultz, Wahlrecht für Kinder? 2014, S. 244. 
8 27. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 31. Juli 1970 (BGBl. I, S. 1161). 
9 Gesetz zur Neuregelung des Volljährigkeitsalters vom 31. Juli 1974 (BGBl. I, S. 1713). 
10 U. a. Hurrelmann, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 317. 
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gesamten Gesellschaft hat, getroffen werden. Ein gewisses politisches Ver-

ständnis ist dabei vonnöten, welches bei Kleinkindern gewiss nicht vorhan-

den sein kann. Inwieweit von der notwendigen Reife zur Ausübung des Wahl-

rechts ausgegangen werden kann, wird bei den verschiedenen Formen des 

Minderjährigenwahlrechts unter Gliederungspunkt D. ab Seite 29 diskutiert. 

Ein Argument rechtlicher Art, welches häufig gegen ein Minderjährigenwahl-

recht angeführt wird, ist, dass das Modell des Familienwahlrechts, bei dem 

die Eltern die Stimmausübung für ihre minderjährigen Kinder übernehmen, 

gegen den Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl11 und andere Wahl-

rechtsgrundsätze gem. Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG12 wie den Gleichheitsgrund-

satz13 verstoße. Was der Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl genau 

besagt und inwiefern dieser und andere Wahlrechtsgrundsätze bei der Einfüh-

rung eines Minderjährigenwahlrechts verletzt würden, soll im weiteren Ver-

lauf dieser Arbeit im Zuge der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen ge-

klärt werden. 

Darüber hinaus wird gegen die Einführung eines Minderjährigenwahlrechts 

häufig angeführt, dass Jugendliche zu wenig von Politik wüssten, sich zudem 

auch nicht für Politik interessierten14 und das Wahlrecht ohnehin nicht in An-

spruch nehmen würden. Allein die Nichtinanspruchnahme eines Rechts, hier 

des Wahlrechts als politisches Grundrecht15 bzw. grundrechtsgleiches 

Recht,16 aufgrund eines eventuellen Politikdesinteresses ist jedoch kein Ar-

gument dafür, dieses nicht zu gewähren.17 Auch in anderen Bereichen werden 

Grundrechte gewährt, von denen nicht jeder Bürger Gebrauch macht. Diese 

werden aufgrund dessen aber auch nicht entzogen. 

 
11 U. a. Eisel, in: Hurrelmann, Schultz, Wahlrecht für Kinder? 2014, S. 237; Haupt, in: 

SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 260 f. 
12 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 39. 
13 U. a. Löw, ZRP 2002, 448, 449. 
14 U. a. Partezke, Klee, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, 

S. 33. 
15 BVerfG, Urt. v. 05.04.1952, 2 BvH 1/52, juris, Rn. 106. 
16 BVerfG, Urt. v. 08.12.2004, 2 BvE 3/02, NJW 2005, S. 203, S. 203. 
17 Partezke, Klee, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 33; 

SRzG (Hrsg.), Wahlrecht für Jugendliche und ältere Kinder, 2017, S. 12. 
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Gegen die These, dass Minderjährige sich nicht für Politik interessierten, 

sprechen darüber hinaus Belege aus der Jugendforschung. So ermittelte u. a. 

die Shell Jugendstudie 2019, dass das politische Interesse Jugendlicher zu-

nimmt. Dieses ist zwar nicht so hoch wie 1984-1996, allerdings steigt seit 

2002 das politische Interesse Jugendlicher kontinuierlich.18 Auch die von vie-

len bemängelte Politikverdrossenheit bezieht sich nicht auf die Politik gene-

rell, sondern vielmehr auf die Parteien und Politiker,19 mit denen die Jugend-

lichen unzufrieden sind. Dies ist häufig darauf zurückzuführen, dass sich 

Minderjährige nicht genug von der aktuellen Politik repräsentiert fühlen, da 

sie eben nicht mitbestimmen können. Diese Distanz Jugendlicher gegenüber 

Parteien und Institutionen scheint sich sogar eher noch zu verstärken.20 

Einige Gegner des Minderjährigenwahlrechts vertreten überdies die These, 

dass Jugendliche zu leicht zu beeinflussen seien und insb. zu (rechts-)extre-

men Ansichten neigten. Dieses Argument konnte jedoch bisher nicht belegt 

werden.21 Die Grundlage von extremistischen Ansichten wird vielmehr in der 

Kindheit und der gesamtgesellschaftlichen Situation gesehen.22 Im Gegenteil 

befürwortet sogar der Großteil der Jugendlichen die Staatsform Demokratie. 

Ca. 80 % der Jugendlichen sind mit der Demokratie eher oder sehr zufrie-

den.23 Das Argument der Beeinflussbarkeit spielt darüber hinaus auch bei er-

wachsenen Wählern keine Rolle. Hier wird pauschal davon ausgegangen, 

dass diese ihre Wahlentscheidung ohne Beeinflussung treffen. Zweifelhaft er-

scheint jedoch, dass Jugendliche im Alter von 15 bis 17 Jahren wesentlich 

beeinflussbarer seien als 18-Jährige. Nur bei besonders jungen potenziellen 

Wählern kann somit von einer erhöhten Beeinflussbarkeit ausgegangen 

 
18 Schneekloth, Albert, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, 

S. 49. 
19 Albert, Hurrelmann, Quenzel, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 

2019, S. 36 f. 
20 Schneekloth, Albert, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, 

S. 48. 
21 U. a. Partezke, Klee, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, 

S. 32. 
22 Reinders, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 91-93. 
23 Schneekloth, Albert, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, 

S. 90, 94. 
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werden. Bei älteren Jugendlichen vermag die Beeinflussbarkeit nicht pau-

schal höher zu sein als bei 18-jährigen Wahlberechtigten.24 

Ein weiteres Argument, das gegen ein Minderjährigenwahlrecht angeführt 

wird, ist, dass Jugendliche noch nicht solche komplexen kognitiven Prob-

lemlöseleistungen wie Ältere erbringen könnten. Dieser Aspekt ist nicht zu 

verleugnen, da Jugendliche schlichtweg noch nicht so eine große Lebenser-

fahrung haben. Ihnen fehlt somit noch ein wichtiger Teil der sogenannten 

kristallinen Intelligenz, welche sich erst im Verlaufe des Lebens entwickelt. 

Im Hinblick auf die sogenannte fluide Intelligenz, welche die Informations-

verarbeitung umfasst, stehen Jugendliche den Erwachsenen in nichts nach. 

Für eine verantwortliche Wahlentscheidung ist aber insb. die kristalline Intel-

ligenz wichtig, um bestimmte Aspekte besser einordnen zu können und über-

dies aus bereits erlebten Situationen Schlussfolgerungen ziehen zu können.25 

In diesem Kontext ist allerdings zu bezweifeln, dass die kristalline Intelligenz 

von 18-Jährigen, die ja bereits wählen dürfen, wesentlich stärker ausgeprägt 

ist als bei minderjährigen 16- und 17-Jährigen. Von einem großartigen Un-

terschied kann hier nicht ausgegangen werden, sodass in Bezug auf die 

Denkleistung ein Minderjährigenwahlrecht für 16- und 17-Jährige sicherlich 

vertretbar ist. Darüber hinaus kann auch dies gerade einen Vorteil darstellen. 

Jugendliche können so viel unbefangener an Wahlentscheidungen herange-

hen als Erwachsene.26 

Ein weiteres Problem, welches sich bei der Einführung eines Minderjährigen-

wahlrechts ergäbe, ist, dass das Politikinteresse bei Jugendlichen stark vom 

Bildungsgrad abhängt.27 Es wird bemängelt, dass sich durch die Einführung 

eines Minderjährigenwahlrechts die Schere zwischen den Nicht-politisch-In-

teressierten und den Politisch-Interessierten weiter vergrößern würde.28 Die-

sem Problem kann allerdings durch eine umfangreichere politische Bildung 

 
24 Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 37. 
25 Oerter, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 73. 
26 Ebd., S. 75. 
27 Schneekloth, Albert, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, 

S. 51 ff. 
28 Hoffmann-Lange, de Rijke, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, 

S. 112. 
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in der Schule entgegengewirkt werden. Auch praktische Erfahrungen wie 

Wahlen in der Schule oder Jugendparlamente helfen, das politische System 

besser zu verstehen. 

Darüber hinaus wird teilweise bemängelt, dass ein Minderjährigenwahlrecht 

in Form eines Familienwahlrechts, bei dem die Eltern stellvertretend für die 

Kinder die Stimme ausüben, unpraktikabel sei. Wie die genaue praktische 

Umsetzung aussehen könnte, wird ebenfalls im weiteren Verlauf dargestellt 

(siehe Gliederungspunkt D. ab Seite 29). Außerdem kann nicht nur aufgrund 

einer aufwändigen Umsetzung das Wahlrecht für eine bestimmte Gruppe pau-

schal entzogen werden. Dafür müssen andere zwingende Gründe vorliegen.29 

Es hat sich gezeigt, dass von Gegnern einige Argumente vorgebracht werden. 

Werden diese allerdings näher in den Blick genommen, wird deutlich, dass 

viele nicht stichhaltig sind. Allein der Aspekt, dass Minderjährige noch nicht 

solche komplexen Denkleistungen vollbringen können sowie eventuelle ver-

fassungsrechtliche Hürden sprächen gegen die Einführung. Inwiefern eine 

Einführung verfassungsmäßig wäre, wird zu einem späteren Punkt dieser Ar-

beit diskutiert (siehe ab Gliederungspunkt C. ab Seite 13). 

 

III. Argumente für ein Minderjährigenwahlrecht 

Im Gegenzug lassen sich viele Argumente finden, die für ein Minderjährigen-

wahlrecht sprechen. Diese werden im Folgenden dargestellt. 

Einer der wichtigsten Aspekte, der für die Einführung eines Minderjährigen-

wahlrechts spricht, ist, dass die Jugendlichen diejenigen sind, die am meisten 

von den heute getroffenen Entscheidungen betroffen sein werden, z. B. in Be-

zug auf die Umwelt-, Bildungs-, Atompolitik etc. Jedoch können sie bei der-

art entscheidenden politischen Instrumenten wie der Bundestagswahl nicht 

teilhaben. Darüber hinaus sind viele Jugendliche zurzeit unzufrieden mit po-

litischen Organisationen bzw. politiker- und parteienverdrossen,30 haben 

 
29 BVerfG, Urt. v. 05.04.1952, 2 BvH 1/52, juris, Rn. 128. 
30 Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Poli-

tik, 2016, S. 4. 
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allerdings bisher nur geringe Möglichkeiten, auf die Politik Einfluss zu neh-

men. Aufgrund des demographischen Wandels wird dieser Effekt noch ver-

stärkt. Der große Anteil an älteren Bürgern entscheidet über die Zukunft der 

Jugend. Aus Gründen der Generationengerechtigkeit31 sei daher ein Minder-

jährigenwahlrecht wichtig. So bekämen die Jugendlichen die Chance, aktiv 

mitzugestalten, statt passiv die Entwicklungen hinzunehmen. Gegner des 

Minderjährigenwahlrechts führen zwar an, dass sich trotz eines Minderjäh-

rigenwahlrechts nicht viel am Wahlergebnis verändern würde, da das Durch-

schnittsalter noch immer sehr hoch bliebe.32 Das Argument, dass sich wahr-

scheinlich nichts am Wahlergebnis ändern würde und man die Altersgrenze 

für Bundestagswahlen daher nicht nach unten verschieben müsse, kann aller-

dings keine Begründung dafür darstellen, Minderjährigen das Wahlrecht 

nicht zu gewähren.  

Auch würden durch ein Minderjährigenwahlrecht die Wünsche und Bedürf-

nisse von Minderjährigen und Familien stärker gefördert.33 Zwar sind gem. 

Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG die Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes und 

damit auch Vertreter der Minderjährigen, allerdings ist davon auszugehen, 

dass sich Parteien und Abgeordnete vermehrt den Interessen Minderjähriger 

widmeten, wenn auch diese wahlberechtigt wären und wichtige Wählerstim-

men darstellen würden. 

Darüber hinaus besagt der Grundsatz der Volkssouveränität gem. Art. 20 

Abs. 2 GG, dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Davon sind grundsätz-

lich auch minderjährige Staatsbürger erfasst (zum Staatsvolk siehe Gliede-

rungspunkt C. ab Seite 22). Durch die Einführung eines Minderjährigenwahl-

rechts würde somit der Grundsatz der Volkssouveränität stärker umgesetzt.34 

 
31 Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 26; Vehrkamp, 

Tillmann, Beaugrand, in: Vehrkamp, Grünewald, Tillmann, u. a., Generation Wahl-O-

Mat, 2014, S. 27. 
32 Hoffmann-Lange, de Rijke, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, 

S. 112. 
33 Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 27. 
34 SRzG (Hrsg.), Wahlrecht für Jugendliche und ältere Kinder, 2017, S. 5. 
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Ebenfalls wird durch eine Ausweitung des Kreises der Wahlberechtigten auf 

Minderjährige der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl, wonach grundsätz-

lich jeder Staatsbürger den gleichen Zugang zur Wahl haben soll (siehe Glie-

derungspunkt C. ab Seite 16), gestärkt.35 Es wird zwar „von jeher aus zwin-

genden Gründen als mit dem Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl verträg-

lich angesehen […], daß die Ausübung des Wahlrechts an die Erreichung ei-

nes Mindestalters geknüpft wird.“36 Dennoch kann eine jahrelang in beson-

derer Weise ausgeübte Praxis kein alleiniges Argument dafür darstellen, be-

stimmte Bevölkerungsgruppen von der Wahl auszuschließen.  

Ein weiteres rechtliches Argument, das für ein Minderjährigenwahlrecht 

spricht, stellt der Blick auf andere gesetzliche Altersgrenzen dar.37 So werden 

Jugendliche u. a. im Zivil- und Strafrecht bereits unter 18 Jahren vielfach be-

rechtigt bzw. verpflichtet. Dort wird ihnen bei vielen Entscheidungen schon 

die erforderliche Reife und Verantwortung zugetraut. Außerdem bestehen an-

dere Altersgrenzen, z. B. im BGB oder im StGB, häufig, um Minderjährige 

zu schützen. Das Wahlrecht hingegen stellt jedoch keine Gefahr dar, vor der 

Jugendliche geschützt werden müssten.38 

Darüber hinaus spricht für ein Minderjährigenwahlrecht bzw. zumindest für 

ein Minderjährigenwahlrecht ab 16 Jahren der Vergleich mit der Länder- und 

Kommunalebene. Bisher haben die meisten Bundesländer auf Kommunal-

ebene ein Wahlrecht eingeführt ohne dass negative Auswirkungen aufgetre-

ten sind.39 Auch für Landtagswahlen gibt es teilweise schon ein Wahlrecht ab 

16 Jahren. Ein Argument für ein Minderjährigenwahlrecht bei Kommunal-

wahlen war u. a., dass politische Entscheidungen auf Kommunalebene stärker 

wahrgenommen würden, weil sich diese im direkten Umfeld der Jugendlichen 

abspielten.40 Allerdings wird von Befürwortern des Minderjährigenwahl-

rechts auf Bundesebene auch angeführt, dass nicht nur die Themen auf 

 
35 SRzG (Hrsg.), Wahlrecht für Jugendliche und ältere Kinder, 2017, S. 5. 
36 BVerfG, Beschl. v. 23.10.1973, 2 BvC 3/73, NJW 1974, S. 311, S. 311. 
37 U. a. Hurrelmann, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 315. 
38 Knödler, ZParl, 1996, S. 553, S. 567. 
39 Hoffman-Lange, de Rijke, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 111. 
40 So auch Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 201, S. 162 f. 
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Kommunalebene, sondern vor allem auch bundespolitische Themen wahrge-

nommen würden, da über diese in den Medien häufiger berichtet werde.41 

Somit sei auch die notwendige Kenntnis der politischen Situation auf Bun-

desebene bei den meisten Jugendlichen vorhanden. 

Wie bereits dargestellt, steigt das politische Interesse und Engagement Ju-

gendlicher in den letzten Jahren stetig an,42 was nicht zuletzt anhand der 

Fridays for Future-Bewegung deutlich wird. Ebenfalls wurde festgestellt, 

dass das politische Interesse Jugendlicher im Alter von 13 und 14 Jahren 

gleich ausgeprägt ist wie bei 18 bis 25-Jährigen.43 Ein Minderjährigenwahl-

recht könnte überdies dazu führen, dass Jugendliche früher lernen, was Politik 

in einem demokratischen Staat bedeutet und damit einer bei manchen Jugend-

lichen bestehenden Politikverdrossenheit und Politikentfremdung entgegen-

wirken.44 Insb. in Österreich wurde unter Jungwählern seit Einführung eines 

Wahlrechts ab 16 Jahren (siehe Gliederungspunkt E. ab Seite 40) eine höhere 

Bereitschaft zur Teilnahme an Wahlen festgestellt.45 Besonders dadurch, dass 

Minderjährige das Wahlrecht bisher nicht selbst ausüben können, würden sie 

in ihrer politische Entwicklung gebremst.46  

Viele Jugendliche sind darüber hinaus davon überzeugt, dass sie in der Politik 

mehr gehört werden sollten und mehr Mitbestimmungsrechte haben sollten.47 

88,3 % der 16 bis 17-Jährigen betrachten Wahlen daher als sinnvolle Mög-

lichkeit der politischen Beteiligung.48 Außerdem sind Jugendliche heutzutage 

immer früher selbstständig und eigenverantwortlich.49 Tatsächlich nehmen 

 
41 Vgl. Hauser, Kommunales Wahlrecht ab 16, 1999, S. 6. 
42 Schneekloth, Albert, in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, 

S. 50; Quenzel, Hurrelmann, Albert, Schneekloth in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. 

Shell Jugendstudie, 2019, S. 323. 
43 Hurrelmann, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 313. 
44 Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Poli-

tik, 2016, S. 12 f. 
45 Goerres, Tiemann, in: Hurrelmann, Schultz, Wahlrecht für Kinder? 2014, S. 190. 
46 Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Poli-

tik, 2016, S. 2. 
47 Schneekloth, Albert in: Albert, Hurrelmann, Quenzel, 18. Shell Jugendstudie, 2019, S. 94. 
48 Hoffmann-Lange, de Rijke, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 98. 
49 Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Poli-

tik, 2016, S. 12. 
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die meisten Jugendlichen Wahlen ernster als Erwachsene.50 Von einer verant-

wortungsvollen Wahlentscheidung kann größtenteils ausgegangen werden. 

Es wurde deutlich, dass viele Argumente für die Einführung eines Minder-

jährigenwahlrechts sprechen. Auch die von Gegnern des Minderjährigen-

wahlrechts angeführten Argumente können größtenteils nicht überzeugen. 

Lediglich der Aspekt der fehlenden politischen Reife und Lebenserfahrung 

könnte gegen eine Einführung sprechen. Jedoch sagt die Sinnhaftigkeit eines 

Wahlrechts für Minderjährige an sich noch nichts über die konkrete Ausge-

staltung und die verfassungsrechtlichen Vorgaben aus. Im Folgenden soll er-

gründet werden, ob und wenn ja wie ein Minderjährigenwahlrecht auf Bun-

desebene verfassungsrechtlich umsetzbar ist. Zunächst soll dazu der bisherige 

Stand der Umsetzung eines Minderjährigenwahlrechts auf Bundesebene dar-

gestellt werden. 

 

IV. Bisheriger Stand der Umsetzung 

Bereits am 24. November 1998 fochten minderjährige Beschwerdeführer die 

Wahl zum 14. Bundestag vom 27. September 1998 wegen verfassungswidri-

ger Beschränkung des Kreises der aktiv Wahlberechtigten an. Sie rügten die 

Anwendung des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG, da dieser eine Altersdiskriminie-

rung darstelle und einem großen Teil des Staatsvolkes die Teilnahme an Wah-

len im Sinne von Art. 20 Abs. 2 GG verweigere. So sei der Grundsatz der 

Allgemeinheit der Wahl (siehe dazu Gliederungspunkt C. ab Seite 16) ver-

letzt. Dieser Einspruch wurde vom Bundestag als unzulässig und offensicht-

lich unbegründet zurückgewiesen. Die Unzulässigkeit des Einspruchs wurde 

damit begründet, dass die Beschwerdeführer die Wahlaltersgrenze des Art. 38 

Abs. 2 1. Hs. GG nicht erreicht hätten und daher keinen Einspruch gegen die 

Wahl einlegen könnten. Offensichtlich unbegründet sei der Einspruch, da es 

sich bei der Altersgrenze in Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG um geltendes Verfas-

sungsrecht handle.51 

 
50 Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 36 f. 
51 BT-Ds. 14/1560, S. 221 ff.  
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Damit war jedoch die Thematik im Bundestag präsent. Eine interfraktionelle 

Gruppe von 47 Abgeordneten bearbeitete das Thema weiter und brachte am 

11. September 2003 den Antrag „Mehr Demokratie wagen durch ein Wahl-

recht von Geburt an“ 52 in den Bundestag ein. Begründet wurde dieser u. a. 

mit den Folgen des demographischen Wandels: „Die Probleme der deutschen 

Gesellschaft der Zukunft sind nur zu bewältigen, wenn im Generationenver-

trag auch die junge Generation berücksichtigt und Kindern und den sie groß-

ziehenden Eltern ein ihrer Bedeutung für die Zukunft unserer Gesellschaft 

angemessener Stellenwert eingeräumt wird.“53 Darüber hinaus sei das Wahl-

recht „ein in einer Demokratie unverzichtbares Grundrecht“54, welches nach 

Art. 20 Abs. 2 GG dem gesamten Staatsvolk zustehe. Ebenfalls würden 

dadurch die Belange von Familien besser gefördert. Sie forderten eine Ände-

rung des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG, sodass künftig auch Minderjährige wahl-

berechtigt sein sollen. Dieser Antrag wurde am 2. Juni 2005 abgelehnt.55 

Weitere Anträge bzw. Gesetzesentwürfe zur Absenkung des Wahlalters wur-

den am 10. Oktober 2007,56 am 27. Juni 2008,57 am 18. März 200958 und am 

24. April 201359 eingebracht. Sie hatten jedoch alle keinen Erfolg. Zuletzt 

reichte am 24. September 2019 die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen 

Gesetzesentwurf zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 38)60 und in die-

sem Zuge einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Bundeswahlgesetzes61 

ein. In beiden wird für eine Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre plädiert. Zu 

diesem Zweck hat die Partei u. a. einen Online-Appell gestartet.62 

Es wird deutlich, dass das Thema Minderjährigenwahlrecht bereits seit einem 

langen Zeitraum Teil von Debatten im Bundestag ist. Jedoch ist es nie zu einer 

 
52 BT-Ds. 15/1544. 
53 BT-Ds. 15/1544, S. 1. 
54 BT-Ds. 15/1544, S. 1. 
55 BT-Plenarprotokoll 15/178, S. 16849. 
56 BT-Ds. 16/6647. 
57 BT-Ds. 16/9868. 
58 BT-Ds. 16/12344. 
59 BT-Ds. 17/13238. 
60 BT-Ds. 19/13512.  
61 BT-Ds. 19/13513. 
62 Bündnis 90/Die Grünen, Wahlrecht ab 16 – es ist höchste Zeit (letzter Zugriff am 

06.06.2020). 
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Umsetzung gekommen. Das könnte sich mit dem aktuellen Gesetzesentwurf 

ändern, welcher die besondere Aktualität dieser Thematik hervorhebt. 

 

C. Verfassungsrechtlicher Maßstab 

I. Kommunalwahlen 

Für die Kommunalwahlen in NRW ist gem. § 7 KWahlG NRW wahlberech-

tigt, wer u. a. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ist und das sech-

zehnte Lebensjahr vollendet hat. Auf Kommunalebene ist somit bereits seit 

1998 ein Minderjährigenwahlrecht in Form einer Absenkung der Wahlalters-

grenze realisiert worden.63 Dabei hat der Landesgesetzgeber von seiner Ein-

schätzungsprärogative bezüglich der Wahlrechtsgrundsätze nach Art. 28 

Abs. 1 S. 2 GG Gebrauch gemacht.64 Zur Begründung des Gesetzesentwurfes 

wurde angeführt, dass bereits vor dem 18. Lebensjahr die notwendige politi-

sche Urteilsfähigkeit bei Jugendlichen vorhanden sei, um auf kommunaler 

Ebene politisch mitzugestalten und mitzubestimmen.65 Ein ausreichendes 

Maß an intellektueller Reife werde dabei vorausgesetzt, da ansonsten keine 

verantwortliche Wahlentscheidung getroffen werden könne.66  

Ein solches Minderjährigenwahlrecht auf Kommunalebene verstößt nicht ge-

gen das Demokratieprinzip in Art. 20 Abs. 2 S. 1 und S. 2 GG und die Wahl-

rechtsgrundsätze nach Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG.67 Der zugesprochene Einschät-

zungsspielraum wurde vom Landesgesetzgeber verfassungsgemäß ausge-

übt.68 

 

II. Landtagswahlen 

Gem. Art. 31 Abs. 2 S. 1 LVerf NRW ist für Landtagswahlen in NRW wahl-

berechtigt, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. Auch das 

 
63 LT-Ds. 12/2455, S. 3, 12. 
64 Bätge, Wahlen und Abstimmungen in NRW, 56. EGL, § 7 KWahlG, Rn. 6. 
65 LT-Ds. 12/2455, S. 12. 
66 Vgl. auch BVerwG, Urt. v. 13.06.2018, 10 C 8/17, NJW 2018, S. 3328, S. 3329 Rn. 14. 
67 BVerwG, Urt. v. 13.06.2018, 10 C 8/17, NJW 2018, S. 3328, S. 3329 Rn. 13 f. 
68 BVerwG, Urt. v. 13.06.2018, 10 C 8/17, NJW 2018, S. 3328, S. 3329 Rn. 16. 
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LWahlG NRW, welches auf Art. 31 Abs. 4 LVerf NRW beruht, enthält eben-

falls diese Wahlaltersgrenze in § 1 Nr. 2 LWahlG NRW. 

Zuletzt wurde ein Gesetzesentwurf der SPD vom 2. April 201969 auf Absen-

kung des Wahlalters auf 16 Jahre bei Landtagswahlen am 12. Februar 2020 

von CDU, FDP und AfD abgelehnt.70 Ein Wahlrecht ab 16 Jahren besteht 

hingegen bereits in Brandenburg, Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein. 

 

III. Bundestagswahlen 

Das Wahlrecht für den Bundestag ist in Art. 38 GG geregelt. Gem. Art. 38 

Abs. 1 S. 1 GG werden die Abgeordneten des Deutschen Bundestages in all-

gemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Wahl-

berechtigt ist gem. Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG, wer das achtzehnte Lebensjahr 

vollendet hat. Im Folgenden soll dargestellt werden, welche einfachgesetzli-

chen und verfassungsrechtlichen Regelungen bei der Einführung eines Min-

derjährigenwahlrechts eine Rolle spielen. 

 

1. Einfachgesetzliche Regelungen 

a) Bundeswahlgesetz 

Gem. Art. 38 Abs. 3 GG bestimmt das Nähere ein Bundesgesetz. Dabei han-

delt es sich um das BWahlG. Damit wird der einfache Bundesgesetzgeber 

beauftragt, die materiellen und formellen Einzelheiten des Wahlrechts sowie 

die in Art. 38 Abs. 1 und Abs. 2 GG enthaltenen Inhalte auszugestalten.71 § 12 

Abs. 1 Nr. 1 BWahlG bestimmt sodann in Übereinstimmung mit Art. 38 

Abs. 2 1. Hs. GG, dass wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr 

vollendet hat.  

 

 
69 LT-Ds. 17/5619, S. 1, 3, 4.  
70 LT-Plenarprotokoll 17/80, S. 23. 
71 Strelen, in: Schreiber, BWahlG, 2017, S. 35 Rn. 14. 
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b) Bundeswahlordnung 

Neben dem BWahlG existiert die BWO. Diese resultiert aus § 52 BWahlG. 

Sie enthält verschiedene Regelungen zur Durchführung der Bundestagswahl, 

u. a. zu den Wahlorganen, der Vorbereitung der Wahl, der Wahlhandlung, der 

Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse und zur Nachwahl, Wieder-

holungswahl und Berufung von Listennachfolgern. 

 

2. Verfassungsrechtliche Regelungen 

Im Fokus dieser Arbeit stehen jedoch nicht die einfachgesetzlichen, sondern 

die verfassungsrechtlichen Regelungen, um zu ergründen, ob und wie ein 

Minderjährigenwahlrecht verfassungsrechtlich umsetzbar ist. An erster Stelle 

steht damit zunächst das Grundgesetz. 

 

a) Wahlrechtsgrundsätze nach Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG 

Gem. Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG werden die Abgeordneten des Deutschen Bun-

destages in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 

gewählt. Diese Wahlrechtsgrundsätze spielen für die Ausgestaltung des 

Wahlrechts und damit auch bei der Einführung eines Minderjährigenwahl-

rechts eine große Rolle. So auch das Bundesverfassungsgericht 1998:  

 
„Allen Wahlrechtsgrundsätzen ist gemeinsam, daß sie grundlegende Anforde-

rungen an demokratische Wahlen stellen. Ihnen kommt gleichermaßen die 

Funktion zu, bei politischen Wahlen und Abstimmungen im Sinne von Art. 20 

Abs. 2 Satz 2 GG das demokratische Prinzip wirksam zur Geltung zu brin-

gen.“72 

 

Sie entfalten für den gesamten Wahlvorgang Geltung, d. h. ab dem Zeitpunkt 

der Erfassung wahlberechtigter Personen bis hin zur Feststellung des Wahl-

ergebnisses.73 Die Wahlrechtsgrundsätze werden vorbehaltlos gewährleis-

tet.74 Einschränkungen der Grundsätze kommen nur bei einer Kollision 

 
72 BVerfG, Beschl. v. 16.07.1998, 2 BvR 1953/95, NJW 1999, S. 43, S. 45. 
73 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 127. 
74 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 85. 
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miteinander oder mit anderen Verfassungswerten im Rahmen der praktischen 

Konkordanz in Betracht.75 Bei einer Einschränkung der Grundsätze wird ein 

„zwingender Grund“ gefordert.76 Eine Rechtfertigung ist somit nur durch 

Gründe möglich, die die Verfassung selbst enthält. Allerdings muss eine sol-

che Einschränkung auch immer verhältnismäßig sein.77 Eine Beschränkung 

des Wahlalters ergibt sich mit Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG direkt aus der Verfas-

sung selbst, wonach wahlberechtigt ist, wer das 18. Lebensjahr erreicht hat. 

 

aa) Allgemeinheit der Wahl 

Der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl knüpft an die Art. 20 GG zu-

grunde liegende Egalität der Staatsbürger an.78 Er verbietet Beschränkungen 

des Wahlrechts aufgrund von bestimmten Eigenschaften einer Person79 und 

regelt damit den Zugang zur Wahl, der für alle Bürger gleich sein soll.80 Eine 

Unterscheidung aufgrund von „politischen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Gründen“ 81 ist somit nicht erlaubt. Das Wahlrecht soll also grundsätzlich je-

der Staatsbürger in gleicher Weise ausüben können. Der Grundsatz der All-

gemeinheit der Wahl verwirklicht somit das Prinzip der Volkssouveränität 

aus Art. 20 Abs. 2 GG.82 Er bezieht sich sowohl auf das aktive als auch auf 

das passive Wahlrecht.83  

Durch Art. 38 Abs. 2 GG wird die Allgemeinheit der Wahl durch Verfas-

sungsrecht selbst eingeschränkt, indem nur Personen, die das 18. Lebensjahr 

vollendet haben, wählen dürfen und Personen, die volljährig sind gewählt 

werden können. Dies stellt eine verfassungsunmittelbare Schranke der Allge-

meinheit der Wahl dar.84 Weitere Einschränkungen ergeben sich aus 

Art. 38 Abs. 3 GG, § 13 BWahlG, § 15 Abs. 2 BWahlG. Gem. § 13 BWahlG 

 
75 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 129. 
76 Vgl. auch BVerfG, Urt. v. 05.04.1952, 2 BvH 1/52, juris, Rn. 128. 
77 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 129. 
78 BVerfG, Beschl. v. 16.07.1998, 2 BvR 1953/95, NJW 1999, S. 43, S. 45. 
79 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 88. 
80 Grzeszick in: Stern/Becker, GG, 2019, Art. 38 Rn. 19. 
81 BVerfG, Beschl. v. 29.11.1962, 2 BvR 587/62, juris, Rn. 6. 
82 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 88 f. 
83 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 130. 
84 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 95. 
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ist vom Wahlrecht ausgeschlossen, wer das Wahlrecht aufgrund eines Rich-

terspruchs nicht besitzt. Gem. § 15 Abs. 2 BWahlG besitzt kein passives 

Wahlrecht, wer gem. § 13 BWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist und 

wer infolge eines Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-

kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.  

 

bb) Unmittelbarkeit der Wahl 

Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl bestimmt, dass die Abgeordne-

ten direkt durch die Wähler gewählt werden müssen. Das Wahlergebnis darf 

nur von der Stimme des Wählers abhängen.85 Eine Instanz, wie beispielsweise 

Wahlmänner, die zwischen Wähler und Wahlbewerber steht und eigenständig 

nach ihrem Ermessen die Abgeordneten auswählt, ist somit nicht mit dem 

Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl vereinbar, da so dem Wähler die 

Möglichkeit verwehrt wird, die Abgeordneten selbst zu wählen.86 Die Stimme 

jedes Wählers muss nach dem Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl direkt 

für einen zukünftigen Abgeordneten abgegeben werden.87 Ebenfalls muss der 

Wähler vor der Wahl erkennen können, welche Bewerber zur Wahl stehen 

und wie sich seine Wahlentscheidung auf den (Miss-)Erfolg dieser auswirken 

kann.88 Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl ist kaum einschränk-

bar.89 

 

cc) Freiheit der Wahl 

Der Grundsatz der Freiheit der Wahl besagt, dass Wahlen frei von Beeinflus-

sung von außen90 stattfinden müssen und schützt damit vor jeder Handlung, 

die die Wahlfreiheit der Wahlberechtigten beeinflussen könnte.91 Von dem 

 
85 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 11.11.1953, 1 BvL 67/52, NJW 1953, S. 1909, S. 1909. 
86 BVerfG, Beschl. v. 15.02.1978, 2 BvR 134/76, 2 BvR 268/76, VerwRspr 1978, S. 910, 

S. 916. 
87 BVerfG, Beschl. v. 03.07.1957, 2 BvR 9/56, NJW 1957, S. 1313, S. 1313. 
88 BVerfG, Beschl. v. 15.02.1978, 2 BvR 134/76, 2 BvR 268/76, VerwRspr 1978, S. 910, 

S. 916 f. 
89 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 102. 
90 Kluth, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hennecke, GG, 2017, Art. 38 Rn. 23. 
91 BVerfG, Beschl. v. 03.06.1975, 2 BvC 1/74, juris, Rn. 86. 
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Grundsatz der Freiheit der Wahl sind sowohl die amtliche Wahlbeeinflussung 

als auch die nichtamtliche Wahlbeeinflussung erfasst.92 Nicht nur die Wahl-

ausübung, auch die freie Willensbildung im Vorfeld der Wahl ist beinhaltet.93 

Im Zuge der Wahlvorbereitung fällt unter die Freiheit der Wahl auch das freie 

Wahlvorschlagsrecht und die freie Kandidatenaufstellung. Bei einer Listen-

wahl ist ebenfalls wichtig, dass es mehrere Listen und nicht nur eine Liste 

gibt, da die Wahl sonst eben nicht mehr frei wäre.94  

Die Frage danach, ob die Einführung einer Wahlpflicht mit dem Grundsatz 

der Freiheit der Wahl vereinbar ist, wird verschieden beurteilt, hat jedoch 

keine Bedeutung für die Diskussion um ein Minderjährigenwahlrecht und soll 

daher an dieser Stelle nicht thematisiert werden.95  

 

dd) Gleichheit der Wahl 

Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl stellt sicher, dass alle Bürger ihr 

Wahlrecht in gleicher Weise96 ausüben können und ist damit eng mit dem 

Demokratieprinzip des Grundgesetzes verbunden.97 Er bezieht sich sowohl 

auf das aktive als auch das passive Wahlrecht98 und auf alle Phasen des Wahl-

verfahrens sowie auf die Ausübung des Mandats.99 Dadurch wird die Egalität 

aller Bürger i. S. d. Demokratieprinzips gesichert.100 Die Gleichbehandlung 

aller Staatsbürger wird so gewährleistet, welche in einer demokratischen Ver-

fassung eine wesentliche Grundlage für das Zusammenleben darstellt.101 Die 

Allgemeinheit der Wahl und die Gleichheit der Wahl stehen in engem Zu-

sammenhang, sind jedoch nicht deckungsgleich.102 Der Grundsatz der 

 
92 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 109. 
93 Grzeszick in: Stern/Becker, GG, 2019, Art. 38 Rn. 23. 
94 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 107. 
95 Vgl. u. a. Grzeszick in: Stern/Becker, GG, 2019, Art. 38 Rn. 25; a. A. Klein, in: 

Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 108. 
96 BVerfG, Beschl. v. 17.01.1961, 2 BvR 547/60, NJW 1961, S. 771, S. 771. 
97 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 142. 
98 BVerfG, Beschl. v. 17.01.1961, 2 BvR 547/60, NJW 1961, S. 771, S. 771. 
99 BVerfG, Urt. v. 05.11.1975, 2 BvR 193/74, NJW 1975, S. 2331, S. 2333. 
100 BVerfG, Urt. v. 13.02.2008, 2 BvK 1/07, KommJur 2008, S. 248, S. 250. 
101 Vgl. BVerfG, Urt. v. 10.04.1997, 2 BvF 1/95, NJW 1997, S. 1553, S. 1558. 
102 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 117. 
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Gleichheit der Wahl fordert nicht den gleichen Zugang zur Wahl, sondern 

dass jede Stimme den gleichen Zählwert und den gleichen Erfolgswert hat,103 

d. h. dass jeder Wähler gleich viele Stimmen hat, die auch gleich gewichtig 

sind (one man one vote104). Dadurch werden jegliche Formen eines Plural-

wahlrechts verboten.105 Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl stellt dabei 

einen speziellen Gleichheitssatz dar. Der Rückgriff auf den allgemeinen 

Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG ist demnach nicht mehr möglich.106 

Die Gleichheit der Wahl stellt sich im Mehrheits- und Verhältniswahlsystem 

unterschiedlich dar. Im Rahmen der Mehrheitswahl bleiben Stimmen, die 

nicht auf den gewählten Kandidaten entfallen, unberücksichtigt. Die Erfolgs-

wertgleichheit stellt sich hier vielmehr als gleiche Erfolgschance dar107. Bei 

einer Verhältniswahl hingegen muss jede Stimme den gleichen Einfluss auf 

die Zusammensetzung des Parlaments haben.108 

Durchbrechungen des Grundsatzes der Gleichheit der Wahl bedürfen eines 

zwingenden Grundes mit Verfassungsrang. Außerdem muss die Einschrän-

kung insgesamt verhältnismäßig sein.109 

 

ee) Geheimheit der Wahl 

Der Grundsatz der Geheimheit der Wahl sichert die geheime Stimmausübung 

und schützt davor, dass andere Personen außer dem Wähler selbst von seiner 

Wahlentscheidung erfahren.110 Die Geheimheit der Wahl ist somit der wich-

tigste Schutz der Freiheit der Wahl111 und verhindert staatliche und private 

Einflussnahmen während der Stimmabgabe aber auch bei der Wahlvorberei-

tung.112 Aus dem Grundsatz der Geheimheit der Wahl ergibt sich eine 

 
103 BVerfG, Urt. v. 10.04.1997, 2 BvF 1/95, NJW 1997, S. 1553, S. 1554. 
104 Knödler, ZParl, 1996, S. 553, S. 570. 
105 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 115. 
106 BVerfG, Beschl. v. 16.07.1998, 2 BvR 1953/95, NJW 1999, S. 43, S. 43 f. 
107 Grzeszick in: Stern/Becker, GG, 2019, Art. 38 Rn. 27. 
108 BVerfG, Urt. v. 10.04.1997, 2 BvF 1/95, NJW 1997, S. 1553, S. 1554. 
109 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 148. 
110 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 110. 
111 BVerfG, Beschl. v. 16.07.1998, 2 BvR 1953/95, NJW 1999, S. 43, S. 45. 
112 Kluth, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hennecke, GG, 2017, Art. 38 Rn. 38. 
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staatliche Schutzpflicht. Der Staat muss die erforderlichen Voraussetzungen 

schaffen, damit das Wahlgeheimnis gewahrt bleibt.113 Auf die Geheimheit der 

Wahl kann der Wähler bei der Stimmabgabe nicht verzichten. Gleichwohl 

kann er freiwillig vor oder nach der Wahl seine Wahlentscheidung kund-

tun.114 

Einschränkungen der Geheimheit der Wahl sind ebenfalls nur aufgrund eines 

zwingenden Grundes möglich, wobei die Verhältnismäßigkeit stets gewahrt 

bleiben muss (s. o.). Einschränkungen der Geheimheit der Wahl stellen u. a. 

die Briefwahl gem. § 36 BWahlG und die Inanspruchnahme von Hilfsperso-

nen gem. § 33 Abs. 2 BWahlG dar. In diesen Fällen wird zugunsten der All-

gemeinheit und Gleichheit der Wahl eine Durchbrechung der Geheimheit der 

Wahl akzeptiert.115 

 

ff) Höchstpersönlichkeit der Wahl 

Der Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl steht nicht im Grundgesetz 

selbst geschrieben und wird aus anderen Wahlrechtsgrundsätzen abgeleitet, 

allerdings herrscht keine Einigkeit darüber, von welchen dieser genau abge-

leitet wird.116 Teilweise wird er aus der Unmittelbarkeit der Wahl hergelei-

tet,117 teilweise aus der geheimen Wahl118 oder auch aus dem Grundsatz der 

freien Wahl.119 Er besagt, dass das Wahlrecht nicht veräußert oder übertragen 

werden kann und dass das Wahlrecht nicht verzichtbar ist.120 Es soll auf die-

sem Wege einem Stimmen(ver)kauf und damit einem Wahlrechtsmissbrauch 

entgegengewirkt werden.121 Der Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der 

Wahl ist einfachgesetzlich in § 14 Abs. 4 BWahlG aufgenommen. Es herrscht 

 
113 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 110. 
114 Ebd., Rn. 111. 
115 Ebd., Rn. 112. 
116 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 142. 
117 U. a. Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 101. 
118 U. a. Peschel-Gutzeit, NJW 1997, S. 2861, S. 2861 f. 
119 U. a. Schreiber, DVBI 2004, S. 1341, S. 1343. 
120 Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 38 Rn. 101. 
121 Hattenhauer, JZ 1996, S. 9, S. 16, ebenso Peschel-Gutzeit, NJW 1997, S. 2861, S. 2861. 
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jedoch keine Einigkeit darüber, ob er Verfassungsqualität besitzt oder nicht, 

da er nur einfachgesetzlich normiert ist.122 

 

gg)  Öffentlichkeit der Wahl 

Auch bei dem Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl handelt es sich um einen 

ungeschriebenen Wahlrechtsgrundsatz, der sich aus dem Demokratieprinzip 

des Grundgesetzes konstruiert. Er verlangt, dass die gesamte Wahl in allen 

Phasen öffentlich nachvollziehbar sein muss.123 

Für die weitere Diskussion hat dieser Grundsatz jedoch keine Relevanz, wes-

halb er an dieser Stelle nicht weitergehend dargestellt wird. 

 

b) Wahlberechtigung nach Art. 38 Abs. 2 GG 

aa) Regelungen des Art. 38 Abs. 2 GG 

Die Wahlberechtigung für Bundestagswahlen ergibt sich aus Art. 38 Abs. 2 

1. Hs. GG, welcher besagt, dass wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Le-

bensjahr vollendet hat. Bisher können das Wahlrecht somit nur volljährige 

Bürger i. S. d. § 2 BGB ausüben.  

Das Wahlrecht des Art. 38 Abs. 2 GG stellt die Ausübung des Demokratie-

prinzips des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG dar.124 Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG besagt, 

dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Dieser Grundsatz der Volkssou-

veränität konkretisiert das Demokratieprinzip des Art. 20 Abs. 2 S. 1  GG.125 

Die staatliche Gewalt muss also immer auf das Volk zurückzuführen sein.126 

Wichtig dabei ist, dass jeder in freier und gleicher Weise über Wahlen an der 

Staatsgewalt teilhaben kann.127 Darüber hinaus regelt Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG, 

dass die Staatsgewalt vom Volke in Wahlen und Abstimmungen ausgeübt 

 
122 Gegen die Anerkennung als ungeschriebenen Wahlrechtsgrundsatz spricht u. a. Adrian, 

Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertreterwahl-

rechts, 2016, S. 87-106. 
123 Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 38 Rn. 168. 
124 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 77. 
125 Ebd., S. 77. 
126 Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 20, Rn. 61. 
127 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 80 f. 
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wird. Bei einer ersten Betrachtung erscheint es zunächst verfassungswidrig, 

Minderjährige vom Wahlrecht auszuschließen, da diese auf den ersten Blick 

auch zum Volk des Art. 20 Abs. 2 GG gehören. Eine nähere Bestimmung der 

Volksbegriffe des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG und des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG ist 

somit notwendig.  

 

bb) Staatsvolk im Sinne des Art. 20 Abs. 2 GG 

Fraglich ist, wie der Volksbegriff des Art. 20 Abs. 2 GG zu definieren ist. Nur 

wenn unter den Volksbegriff Minderjährige fallen, kann ein Minderjährigen-

wahlrecht überhaupt verfassungsrechtlich umgesetzt werden.128 Das Grund-

gesetz enthält jedoch keine Legaldefinition des Begriffes „Volk“. Grundsätz-

lich besteht das Staatsvolk aus den deutschen Staatsangehörigen gem. 

Art. 116 Abs. 1 GG. Darunter fallen auch minderjährige Staatsangehörige. 

Sodann stellt sich die Frage, warum zur Zeit Minderjährige vom Wahlrecht 

ausgeschlossen sind. Der Großteil der Literatur geht daher von einer unter-

schiedlichen Bedeutung der Volksbegriffe in Art. 20 Abs. 2 S. 1 und S. 2 GG 

aus.129  

 

(1) Staatsvolk im Sinne des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG 

Gem. Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. In dieser 

Vorschrift wird somit das Prinzip der Volkssouveränität (s. o.) festgelegt. In 

S. 1 des Art. 20 Abs. 2 GG wird das generelle Volk als Legitimationssub-

jekt130 der Staatsgewalt festgelegt. Erfasst sind von dieser Vorschrift alle 

deutschen Staatsangehörigen gem. Art. 116 Abs. 1 GG unabhängig des Al-

ters.131 Gem. Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG ist damit das Volk der Träger der Staats-

gewalt.132 

 
128 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 79. 
129 U. a. Badura, AöR Vol. 97, S. 1, S. 2; Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 32; 

Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 82 ff. 
130 Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, 89. EGL, Art. 20, Rn. 61. 
131 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 31. 
132 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 83. 
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(2) Staatsvolk im Sinne des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG 

Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG bestimmt sodann, dass die Staatsgewalt vom Volke in 

Wahlen und Abstimmungen ausgeübt wird. Es erscheint zunächst verwunder-

lich, dass Minderjährige durch Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG jedoch von der Wahl 

ausgenommen werden. 

Aufgrund der Wahlaltersgrenze des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG wird Art. 20 

Abs. 2 S. 2 GG systematisch i. S. d. Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG ausgelegt.133 Es 

wird nicht mehr von einem Volksbegriff wie in Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG ausge-

gangen, der jeden deutschen Staatsbürger umfasst, sondern von einem Volks-

begriff, der nur noch den Teil des Volkes umfasst, der gem. Art. 38 Abs. 2 

1. Hs. GG das aktive Wahlrecht innehat.134 Unter diese sogenannte Aktivbür-

gerschaft135 fallen damit gem. Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG alle Bürger ab 18 Jah-

ren. Dieser Rückschluss ergibt sich jedoch allein aufgrund der Existenz des 

Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG.136 Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG stellt damit eine spezi-

elle Regelung137 zu Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG dar. 

Eine generelle Beschränkung des Volksbegriffes in Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG 

allein auf die Aktivbürgerschaft ergibt sich somit nicht aufgrund des Volks-

begriffes des S. 2. Einer Einführung des Minderjährigenwahlrechts stünde da-

mit zumindest nicht der Volksbegriff entgegen, sondern lediglich die Ausle-

gung des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG i. V. m. Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG.138 Teil-

weise wird zwar die Verfassungskonformität dieser Regelung angezwei-

felt,139 die h. M. geht jedoch von einer Verfassungsmäßigkeit der aktuellen 

Regelung aus.140 

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, dass sich eine Beschrän-

kung des aktiven Wahlkreises auf Volljährige nicht aus Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG 

 
133 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 32. 
134 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 83.  
135 Vgl. BVerfG, Urt. v. 18.12.1984, 2 BvE 13/83, NJW 1985, S. 603, S. 605. 
136 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 83. 
137 Schreiber, DVBl. 2004, S. 1341, S. 1345. 
138 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 106. 
139 U. a. Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 25. 
140 U. a. Ghouse, Langzeitverantwortlichkeit im parlamentarischen Gesetzgebungsverfah-

ren, 2016, S. 52 ff. 
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selbst ergibt, sondern lediglich aufgrund der Existenz der Wahlaltersgrenze 

in Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG. Da es sich vorliegend aber um die Prüfung der 

Einführung eines Minderjährigenwahlrechts handelt und die Frage beantwor-

tet werden soll, welche verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Ein-

führung notwendig sind, muss untersucht werden, inwiefern die aktuelle Al-

tersgrenze verfassungsrechtlich änderbar ist. In einem nächsten Schritt ist so-

mit zu prüfen, ob eine Verfassungsänderung des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG 

gem. Art. 79 GG verfassungskonform wäre. 

Eine Mindermeinung geht sogar davon aus, dass für die Einführung eines 

Minderjährigenwahlrechts in Form des Stellvertreterwahlrechts, bei dem die 

Eltern stellvertretend die Stimmen der Kinder ausüben (siehe Gliederungs-

punkt D. ab Seite 29), keine Verfassungsänderung notwendig sei, da es sich 

bei Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG nicht um eine „Wahlrechtsinhaberschaftsrege-

lung“, sondern nur um eine „Wahlrechtsausübungsregelung“ handle.141  Eine 

einfachgesetzliche Änderung des BWahlG sei somit ausreichend. Die h. M. 

vertritt jedoch die Ansicht, dass ohne eine Verfassungsänderung des Art. 38 

Abs. 2 1. Hs. GG kein Minderjährigenwahlrecht eingeführt werden könne, da 

Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG nicht nur die reine Ausübung des Wahlrechts regele, 

sondern vielmehr die Wahlberechtigung an sich.142 Dafür spricht auch der 

eindeutige Wortlaut des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG, welcher nicht von der Aus-

übung des Wahlrechts, sondern von der Wahlberechtigung spricht.143 Es kann 

somit festgehalten werden, dass die Einführung eines Minderjährigenwahl-

rechts nur durch eine Verfassungsänderung möglich ist, welche im Folgenden 

geprüft werden soll. 

 

c) Änderung des Grundgesetzes nach Art. 79 GG 

Hinsichtlich der Änderung von Verfassungsnormen ist Art. 79 GG die ein-

schlägige Vorschrift. Diese stellt Voraussetzungen an den verfassungs-

 
141 U. a. Knödler, ZParl, 1996, S. 553, S. 564. 
142 U. a. Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stell-

vertreterwahlrechts, 2016, S. 49 f.; Schroeder, JZ 2003, S. 917, S. 919. 
143 Rolfsen, DÖV 2009, S. 348, S. 350; Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 57. 



25 

 

ändernden Gesetzgeber. Eine Änderung des Grundgesetzes muss innerhalb 

dieser vorgegebenen Grenzen stattfinden.144 Die Funktion von Art. 79 GG ist, 

dass das Grundgesetz im Zeitverlauf an veränderte Lebensverhältnisse145 an-

gepasst werden kann, um so eine gewisse Flexibilität zu erhalten. 

Art. 79 Abs. 1 S. 1 GG enthält dabei die Vorgabe, dass eine Verfassungsän-

derung nur durch ein Gesetz möglich ist, welches den Wortlaut des Grundge-

setzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Dieses sogenannte Textänderungs-

gebot146 legt damit fest, dass eine Verfassungsänderung nur möglich ist, wenn 

eine Änderung im Verfassungstext selbst stattfindet. Sinn und Zweck dieser 

Vorschrift ist, dass kein Verfassungsrecht außerhalb des Grundgesetzes exis-

tieren darf, da sonst die Verfassung einfachgesetzlich ausgehöhlt werden 

könnte.147 Für die Einführung eines Minderjährigenwahlrechts bedeutet dies 

somit, dass im Grundgesetz selbst eine solche Änderung in Art. 38 Abs. 2 GG 

aufgenommen werden muss. Das Textänderungsgebot stellt in diesem Zu-

sammenhang keine besonderen Schwierigkeiten dar und soll daher im Wei-

teren nicht näher diskutiert werden. 

Art. 79 Abs. 2 GG besagt, dass eine Verfassungsänderung der Zustimmung 

von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestags und zwei Dritteln der Stim-

men des Bundesrates bedarf. Eine Verfassungsänderung zur Einführung eines 

Minderjährigenwahlrechts steht somit unter der Voraussetzung, dass diese 

Quoren erfüllt werden. 

Interessanter für die Diskussion, ob ein Minderjährigenwahlrecht verfas-

sungsrechtlich umsetzbar ist, ist hingegen die Frage, ob die inhaltliche 

Schranke des Art. 79 Abs. 3 GG, die sogenannte Ewigkeitsklausel, eingehal-

ten wird. 

 

 
144 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 59. 
145 Dietlein, in: Epping/Hillgruber, GG, 2019, Art. 79 Vorbemerkung. 
146 Hain, in v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 2018, Art. 79 Rn. 6. 
147 Ebd., Rn. 6. 
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aa) Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG 

Gem. Art. 79 Abs. 3 GG ist eine Änderung des Grundgesetzes, durch welche 

u. a. die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, 

unzulässig. Auch eine Änderung des Art. 79 Abs. 3 GG selbst ist als Schluss-

folgerung nicht möglich, da ansonsten die Ewigkeitsgarantie umgangen wer-

den könnte.148 Der Verfassungsgeber hat damit bestimmte Grundsätze inner-

halb des Grundgesetzes jeglicher Änderung entzogen. Diese Norm soll si-

cherstellen, dass die Substanz und die tragenden Säulen des Grundgesetzes 

nicht durch ein verfassungsänderndes Gesetz geändert werden können, um 

ein totalitäres Regime zu verhindern.149 

Fraglich ist, was genau unter den Begriff der „niedergelegten Grundsätze“ in 

Art. 79 Abs. 3 GG fällt. In der Literatur wird davon ausgegangen, dass darun-

ter die „Substanz der Verfassung“150 zu fassen ist. Es sollen folglich die 

Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG vollumfänglich geschützt werden.151  

Dabei geht es nicht um den exakten Wortlaut der Art. 1 und Art. 20 GG, son-

dern um die zugrundeliegenden Grundsätze.152 Es werden damit bestimmte 

Grundprinzipien der Verfassung als unveränderlich erklärt. Somit entfalten 

diese Prinzipien auch eine „Ausstrahlungswirkung“153, d. h. auch andere Vor-

schriften, die auf diesen Grundsätzen basieren, können nur geändert werden, 

wenn dadurch die Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG nicht berührt wer-

den.154 Der Art. 79 Abs. 3 GG ist Folge der negativen Erfahrungen mit der 

Weimarer Reichsverfassung155 und schützt damit die zugrundeliegenden Eck-

pfeiler156 des Grundgesetzes.157 Auch ein eventuelles Minderjährigen-

 
148 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 64. 
149 BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, NJW 1971, S. 275, 

S. 278. 
150 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 173. 
151 Ebd., S. 173. 
152 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 63. 
153 Ebd., S. 73. 
154 Ebd., S. 63. 
155 Ebd., S. 64. 
156 BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, - Sondervotum - 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, NJW 

1971, S. 275, S. 282. 
157 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 170. 
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wahlrecht dürfte diese Grundsätze nicht berühren. Zu ermitteln ist in diesem 

Zusammenhang, was eine Berührung i. S. d. Art. 79 Abs. 3 GG darstellt.  

Das Bundesverfassungsgericht hat sich im Abhör-Urteil158 mit dem Begriff 

„berühren“ des Art. 79 Abs. 3 GG befasst. Dort nahm es ein Berühren der 

Grundsätze nur an, wenn durch ein verfassungsänderndes Gesetz die in Art. 1 

und Art. 20 GG genannten Grundsätze prinzipiell preisgegeben159 werden und 

geht damit von einer sehr restriktiven Auslegung des Begriffs aus.160 Dieses 

Urteil stieß jedoch auf viel Kritik.161 Die Kritiker gehen von einer weniger 

restriktiven Auslegung als das Bundesverfassungsgericht aus und argumen-

tierten, dass es schon genüge, wenn die Grundsätze ganz oder auch nur teil-

weise außer Acht gelassen werden,162 um eine Berührung i. S. d. Art. 79 

Abs. 3 GG zu bejahen. Bei einer restriktiven Auslegung, wie es das Bundes-

verfassungsgericht annimmt, spiele Art. 79 Abs. 3 GG lediglich eine Rolle, 

wenn es zu einer Revolution käme. Allerdings richte sich Art. 79 Abs. 3 GG 

auch an den grundsätzlich verfassungsloyalen Gesetzgeber, wenn sich dieser 

irre. Daher sei Art. 79 Abs. 3 GG eng auszulegen.163 

In einem anderen Urteil, dem „Großen Lauschangriff“,164 hingegen geht das 

Bundesverfassungsgericht von einer engen Auslegung des Art. 79 Abs. 3 GG 

aus.165 Auch im Lissabon-Urteil166 betont das Bundesverfassungsgericht, dass 

die Staatsstrukturprinzipien des Art. 20 GG innerhalb ihrer prinzipiellen Qua-

lität nicht geändert werden können.167 

 
158 BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, NJW 1971, S. 275. 
159 BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, - Sondervotum - 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, NJW 

1971, S. 275, S. 283. 
160 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 66. 
161 U. a. BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, - Sondervotum - 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, 

NJW 1971, S. 275, S. 281 ff. 
162 BVerfG, Urt. v. 15.12.1970, - Sondervotum - 2 BvF 1/69, 2 BvR 629/68, 308/69, NJW 

1971, S. 275, S. 283. 
163 Bryde, in: v. Münch/Kunig, GG, 2012, Art. 79 Rn. 29. 
164 BVerfG, Urt. v. 03.03.2004, 1 BvR 2378/98, 1 BvR 1084/99, NJW 2004, S. 999. 
165 BVerfG, Urt. v. 03.03.2004, 1 BvR 2378/98, 1 BvR 1084/99, NJW 2004, S. 999, 

S. 1001. 
166 BVerfG, Urt. v. 30.06.2009, 2 BvE 2/08, 2 BvE 5/08, 2 BvR 1010/08, 2 BvR 1022/08, 

2 BvR 1259/08, 2 BvR 182/09, NJW 2009, S. 2267. 
167 BVerfG, Urt. v. 30.06.2009, 2 BvE 2/08, 2 BvE 5/08, 2 BvR 1010/08, 2 BvR 1022/08, 

2 BvR 1259/08, 2 BvR 182/09, NJW 2009, S. 2267, S. 2269. 
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Insg. kann von einer eher restriktiven Auslegung des Begriffs „berühren“ aus-

gegangen werden.168 In jedem Falle ist bei einer Verfassungsänderung im 

Einzelfall zu prüfen, ob eine „Berührung“ i. S. d. Art. 79 Abs. 3 GG vor-

liegt.169 Es empfiehlt sich dafür eine zweistufige Prüfung. Zunächst sollte der 

genaue Inhalt der Grundsätze des Art. 79 Abs. 3 GG ermittelt werden. Nach-

folgend muss geprüft werden, ob eine Berührung dieser zuvor ermittelten In-

halte vorliegt.170 

Als Zwischenergebnis kann somit festgehalten werden, dass eine inhaltliche 

Änderung der Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG nur in begrenztem Maße 

und nur aus sachgerechten Gründen171 möglich ist. Die Ewigkeitsgarantie des 

Art. 79 Abs. 3 GG bezieht sich nicht nur auf die Art. 1 und Art. 20 GG an 

sich, sondern auch auf andere Vorschriften, soweit diese Grundsätze die 

Art. 1 und Art. 20 GG ausgestalten. Es ist von einer eher restriktiven Ausle-

gung des Wortes „berühren“ in Art. 79 Abs. 3 GG auszugehen, jedoch muss 

in jedem Falle eine Einzelfallprüfung bei einer Verfassungsänderung erfol-

gen. Für das Minderjährigenwahlrecht bedeutet dies, dass eine Einführung 

die Grundsätze der Art. 1 und Art. 20 GG nicht berühren darf. In welchem 

Verhältnis dabei Art. 38 Abs. 2 und Art. 20 GG stehen, soll im Folgenden 

geklärt werden. 

 

bb) Verhältnis von Art. 38 Abs. 2 und Art. 79 Abs. 3 GG 

Die Bundestagswahlen gem. Art. 38 GG stellen die Ausübung des Demokra-

tieprinzips des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG dar. Das Demokratieprinzip und der 

damit einhergehende Grundsatz der Volkssouveränität werden von der Ewig-

keitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG ausdrücklich geschützt. Wenn die Bun-

destagswahl gem. Art. 38 GG als Ausdruck des Demokratieprinzips geschützt 

 
168 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 69. 
169 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 181. 
170 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 71. 
171 BVerfG, Urt. v. 23.04.1991, 1 BvR 1170, 1174, 1175/90, NJW 1991, S. 1597, S. 1599. 
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ist, sind zwangsläufig auch die Wahlrechtsgrundsätze des Art. 38 Abs. 1 S. 1 

GG erfasst.172 

Fraglich ist, ob die Einführung eines Minderjährigenwahlrechts diese Wahl-

rechtsgrundsätze berühren würde und damit unzulässig wäre. Dies ist abhän-

gig von der jeweiligen Form des Minderjährigenwahlrechts. Um die Verein-

barkeit mit der Verfassung zu beurteilen, gilt es, einen Blick auf die verschie-

denen Formen des Minderjährigenwahlrechts zu werfen. 

 

D. Formen des Minderjährigenwahlrechts 

I. Das Familien- bzw. Stellvertreterwahlrecht 

1. Definition 

Beim Familien- bzw. Stellvertreterwahlrecht, auch derivatives Elternwahl-

recht genannt,173 sind die Minderjährigen ab der Geburt die Wahlrechtsinha-

ber. Dieses Wahlrecht wird allerdings bis zur Vollendung der Wahlalters-

grenze stellvertretend d. h. treuhänderisch durch die Eltern und im Interesse 

des Kindes ausgeübt. Das bedeutet, dass die Eltern nicht schlichtweg eine 

weitere Stimme erhalten. Originärer Wahlrechtsinhaber bleibt das minderjäh-

rige Kind und die Eltern üben nur die Stimme aus, die sie nicht an ihren eige-

nen, sondern an den Interessen des Kindes zu orientieren haben und zu dessen 

Wohle ausüben müssen.174 

 

2. Verfassungsrechtliche Vorgaben 

Fraglich ist, inwiefern die Einführung eines Stellvertreterwahlrechts verfas-

sungsrechtlich möglich wäre. Hier sind insb. die Wahlrechtsgrundsätze in den 

Blick zu nehmen. Nur wenn keine „Berührung“, d. h. kein Verstoß gegen 

diese vorliegt, wäre eine Änderung des aktuellen Wahlrechts hin zum 

 
172 Dreier, in: Dreier, GG, 2015, Art. 79, Rn. 36-38. 
173 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 181. 
174 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 42. 
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Stellvertretermodell überhaupt mit der Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 

GG zu vereinbaren.  

Insb. der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl, wonach jeder Bürger den 

gleichen Zugang zur Wahl haben soll, wird durch die Einführung eines Stell-

vertreterwahlrechts gestärkt, da so auch Minderjährige eine Stimme haben. 

Gegner eines Minderjährigenwahlrechts berufen sich hier allerdings auf 

zwingende Gründe, weshalb eine Einschränkung seit jeher als mit dem 

Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl als verträglich angesehen wird.175 Sol-

che zwingenden Gründe sollen die Ziele, die mit der Parlamentswahl verfolgt 

werden, verwirklichen. Es soll u. a. der Wahlcharakter176 gesichert werden 

sowie die Funktionsfähigkeit des Parlaments gewährleistet bleiben.177 

Allerdings sind grundsätzlich alle Wahlrechtsgrundsätze gleichrangig. Daher 

ist nicht erkennbar, warum nicht andere Wahlrechtsgrundsätze eingeschränkt 

werden können, um mithilfe des Stellvertreterwahlrechts die Allgemeinheit 

der Wahl zu fördern.178 Es ist somit zunächst erforderlich, zu prüfen, ob eine 

Einschränkung der verbleibenden Wahlrechtsgrundsätze vorliegt, und in ei-

nem zweiten Schritt zu entscheiden, ob diese Einschränkung zugunsten der 

Allgemeinheit der Wahl zu rechtfertigen ist. 

Insb. der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl wird von Gegnern eines 

Stellvertreterwahlrechts als berührt i. S. d. Art. 79 Abs. 3 GG angesehen. 

Durch die Zwischenschaltung der Eltern handele es sich nicht mehr um eine 

unmittelbare Wahl. Allerdings ist hier zu beachten, dass die Unmittelbarkeit 

der Wahl lediglich eine zwischengeschaltete Instanz, die nach eigenem Er-

messen wählt, verbietet. Diesem Grundsatz ist jedoch nicht zu entnehmen, 

dass der Wahlrechtsinhaber selbst wählen muss. Es ist somit eine Unterschei-

dung zwischen „unmittelbar“ und „selbst“ notwendig.179 Im Zuge des Stell-

vertreterwahlrechts üben die Kinder als Wahlrechtsinhaber die Stimme nicht 

 
175 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 23.10.1973, 2 BvC 3/73, NJW 1974, S. 311, S. 311. 
176 BVerfG, Urt. v. 10.04.1997, 2 BvC 3/96, NJW 1997, S. 1568, S. 1568. 
177 BVerfG, Urt. v. 10.04.1997, 2 BvC 3/96, NJW 1997, S. 1568, S. 1568. 
178 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 58. 
179 Ebd., S. 59, 60. 
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selbst aus. Bei der Unmittelbarkeit der Wahl muss allerdings auf den Wahl-

rechtsausübenden abgestellt werden.180 Zwischen den Eltern als Wahlrechts-

ausübenden und den Wahlbewerbern ist keine Instanz zwischengeschaltet.181 

Die Stimme hat damit unmittelbar Einfluss auf die Parlamentszusammenset-

zung182 und kann unmittelbar bestimmten Wahlbewerbern zugerechnet wer-

den.183 Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl wird somit nicht berührt 

i. S. d. Art. 79 Abs. 3 GG und ist damit nicht verletzt. 

Der Grundsatz der Freiheit der Wahl wird teilweise ebenfalls durch ein Stell-

vertreterwahlrecht als verletzt angesehen. Schließlich müssten die Eltern die 

Stimme nach den Interessen und zum Wohle des Kindes ausüben, was einer 

freien Wahlentscheidung zuwiderlaufe. Zweifelhaft erscheint jedoch, dass die 

Freiheit der Wahl dadurch wirklich verletzt sein könnte, da schließlich keine 

Beeinflussung von außen erfolgt.184 Darüber hinaus wird auch durch das ak-

tuelle Wahlrecht die Freiheit der Wahl eingeschränkt. Immerhin gehören zum 

Volk des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG alle Deutschen, mithin auch alle Minderjäh-

rigen. Jedoch steht diesen noch kein Wahlrecht zu. Es ist somit ohnehin ge-

fordert, dass die Wahlberechtigten bei ihrer Wahlentscheidung auch diejeni-

gen berücksichtigen, die nicht wählen können.185 Es erscheint daher nur lo-

gisch, dass Eltern, die die Interessen ihrer Kinder grundsätzlich am besten 

kennen, das Wahlrecht für sie ausüben. So verschiebt sich die Verantwortung, 

die bisher die gesamte wahlberechtigte Gemeinschaft trägt, auf die Eltern der 

Minderjährigen.186 Die Freiheit der Wahl ist somit nicht verletzt. 

Auch beim Grundsatz der Gleichheit der Wahl wird von Gegnern eine unzu-

lässige Einschränkung gesehen, da die Eltern so faktisch mehr Stimmrechte 

hätten und dies gegen die Zählwertgleichheit verstoße. Allerdings handelt es 

 
180 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 69. 
181 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 60. 
182 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 133. 
183 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 60. 
184 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 137. 
185 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 65, 69. 
186 Ebd., S. 67. 
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sich bei der zusätzlichen Stimme, die die Eltern ausüben um die Stimme des 

Kindes, es liegt also kein zusätzliches originäres Wahlrecht der Eltern vor. 

Rein rechtlich besteht damit kein Verstoß gegen die Zählwertgleichheit.187  

Darüber hinaus wird von Befürwortern des Stellvertreterwahlrechts teilweise 

angeführt, dass bereits jetzt der Grundsatz der Gleichheit der Wahl einge-

schränkt werde, da minderjährige Kinder zurzeit kein Stimmrecht haben und 

so ihr Zählwert Null betragen würde.188 Durch ein Stellvertreterwahlrecht 

würde nach dieser Ansicht sogar die Zählwertgleichheit überhaupt erst ge-

währt.189 

Gegner sehen jedoch im Stellvertreterwahlrecht ein verkapptes bzw. ver-

schleiertes Pluralwahlrecht, weil die Eltern faktisch mehr als eine Stimme ab-

geben. Im Unterschied zum Elternwahlrecht (siehe Gliederungspunkt D. ab 

Seite 36) handelt es sich dabei jedoch nicht um ihre eigene Stimme, sondern 

die des Kindes.190 Fest steht jedenfalls, dass die Zählwertgleichheit formal 

bzw. bei einer rein rechtlichen Betrachtung nicht verletzt wird. Schließlich 

üben die Eltern das Wahlrecht treuhänderisch für ihre Kinder aus und erhalten 

nicht selbst eine zusätzliche Stimme.191 Auch faktisch kann davon ausgegan-

gen werden, dass Eltern die Stimme ihres Kindes nicht in ihrem Sinne, son-

dern tatsächlich zum Wohle des Kindes ausüben. Bereits in zahlreichen an-

deren Bereichen berücksichtigen Eltern die Belange ihrer Kinder und vertre-

ten diese gesetzlich.192 Es ist davon auszugehen, dass dies auch beim Stell-

vertreterwahlrecht so sein würde. Im Gegensatz zum aktuellen Wahlrecht 

stünde ihnen dafür sogar nicht nur ihre eigene Stimme zu, sondern die des 

Kindes. Es liegt damit kein Pluralwahlrecht vor und somit ist die Gleichheit 

der Wahl nicht verletzt. 

 
187 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 171. 
188 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 73. 
189 Ebd., S. 75, 80. 
190 Ebd., S. 77-79. 
191 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 148. 
192 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 81; Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 154 f. 
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Beim Grundsatz der Geheimheit der Wahl ist ebenfalls auf den Wahlrechts-

ausübenden, d. h. die Eltern, abzustellen. Ein Verstoß gegen diesen Grundsatz 

würde nur vorliegen, wenn der Minderjährige bei der Stimmabgabe anwesend 

wäre. 193 Dies ist aber eine reine Frage der praktischen Gestaltung des Stell-

vertreterwahlrechts. Solange dies nicht vorgesehen ist, liegt kein Verstoß ge-

gen die Geheimheit der Wahl vor, da niemand erfährt, welche Wahlentschei-

dung durch den Stellvertreter getroffen wurde.194 Das Wahlgeheimnis bliebe 

in diesem Fall gewahrt. 195Ein Verstoß gegen die Geheimheit der Wahl liegt 

somit auch nicht vor. 

Insb. der Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl wird im Hinblick auf 

das Stellvertreterwahlrecht kontrovers diskutiert. Gegner eines Stellvertreter-

wahlrechts nehmen hier einen Verstoß an, da schließlich nicht der Wahl-

rechtsinhaber das Wahlrecht selbst ausübe, sondern sein Vertreter.196 Ob der 

Grundsatz der Höchstpersönlichkeit der Wahl überhaupt als verfassungs-

rechtliches Prinzip anerkannt ist (so die h. M.) und ob dieser durch eine Ein-

führung betroffen wäre, 197  mag dahinstehen, wenn eine Einschränkung zu-

gunsten anderer Wahlrechtsgrundsätze gerechtfertigt wäre. Hier kommt insb. 

der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl in Betracht. Durch ein Stellvertre-

terwahlrecht würde sichergestellt, dass jeder Bürger ein Wahlrecht besitzt und 

dieses in gleicher Weise ausüben kann. Darüber hinaus ist der Schutzzweck 

der Höchstpersönlichkeit der Wahl zu beachten: Es soll sichergestellt werden, 

dass kein Stimmen(ver)kauf stattfindet. Dieses Risiko birgt insb. eine gewill-

kürte Stellvertretung. Beim Stellvertreterwahlrecht handelt es sich jedoch ge-

rade nicht um eine gewillkürte, sondern um eine gesetzliche Stellvertretung. 

Ein Kauf bzw. Verkauf der Stimme scheidet damit aus.198 Hierbei knüpft das 

Stellvertretermodell an die Stellung der Eltern als gesetzliche Vertreter, insb. 

 
193 Oebbecke, JZ 2004, S. 987, S. 988. 
194 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 138 f. 
195 Rolfsen, DÖV 2009, S. 348, S. 354. 
196 Vgl. Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 174. 
197 Für eine Betroffenheit spricht u. a. Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 174, 

gegen eine Betroffenheit spricht u. a. Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft 

am Beispiel des Kinder-/Stellvertreterwahlrechts, 2016, S. 103. 
198 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 95, 99, 104. 
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im Hinblick auf Art. 6 Abs. 2 GG, an. Das Grundgesetz geht in Art. 6 Abs. 2 

GG davon aus, dass die Eltern am besten dafür geeignet sind, die Interessen 

des Kindes wahrzunehmen. Auch in anderen Bereichen (vgl. §§ 1626 ff. 

BGB) werden die Kinder bereits durch ihre Eltern treuhänderisch vertreten. 

Es ist nicht erkennbar, warum das nicht auch im Wahlrecht möglich sein 

sollte. Schließlich ist allgemein anerkannt, dass es sich beim Wahlrecht nicht 

um ein höchstpersönliches Rechtsgeschäft, wie z. B. die Eheschließung (§ 

1311 BGB) oder auch die Anerkennung einer Vaterschaft (§ 1596 Abs. 1 S. 1, 

2 BGB) handelt.199 

Auch andere westliche Demokratien wie England und Frankreich kennen eine 

Stellvertretung im Wahlrecht. Dort ist sogar eine gewillkürte Stellvertretung 

möglich. Bei einem Stellvertreterwahlrecht wäre dies nicht so, hier ist eine 

gesetzliche Stellvertretung vorgesehen. Damit schützt dieses Modell sogar 

besser als andere Demokratien vor einem Stimmen(ver)kauf.200 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass bereits jetzt die Höchstpersönlichkeit der 

Wahl zum Wohle der Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl durch die Brief-

wahl gem. § 36 BWahlG und die Hinzuziehung einer Hilfsperson gem. § 33 

Abs. 2 BWahlG eingeschränkt wird. Zwar besteht hier keine Vertretung im 

Willen wie beim Stellvertreterwahlrecht.201 Allerdings zeigen diese Bei-

spiele, dass eine Einschränkung der Höchstpersönlichkeit der Wahl grund-

sätzlich möglich ist, um anderen Wahlrechtsgrundsätzen zur besseren Ver-

wirklichung zu verhelfen. 

Unabhängig davon, ob nun eine Beeinträchtigung der Höchstpersönlichkeit 

angenommen wird, wäre diese gerechtfertigt, um der Allgemeinheit der Wahl 

zur besseren Verwirklichung zu verhelfen.202 Ein „berühren“ i. S. d. Art. 79 

Abs. 3 GG liegt mithin nicht vor. 

 
199 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 175-177. 
200 Ebd., S. 182 f. 
201 Ebd., S. 178-180. 
202 Eine andere Ansicht vertritt Müller-Franken, Familienwahlrecht und Verfassung, 2013, 

S. 69-79. 
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Als Zwischenergebnis bleibt somit festzuhalten, dass durch ein Stellvertreter-

wahlrecht der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl gefördert werden 

würde. Die Unmittelbarkeit der Wahl bliebe unberührt. Auch eine Beein-

trächtigung der Freiheit der Wahl liegt beim Stellvertretermodell nicht vor. 

Die Gleichheit der Wahl würde nicht verletzt, da formal der Grundsatz der 

Zählwertgleichheit gewahrt bliebe. Aber auch faktisch ist davon auszugehen, 

dass die Eltern die Stimme an den Interessen des Kindes orientieren. Die Ge-

heimheit der Wahl bleibt unberührt. Beim Grundsatz der Höchstpersönlich-

keit der Wahl wird in mancher Literatur eine Betroffenheit angenommen in 

anderer hingegen nicht. Fest steht jedoch, dass, selbst wenn eine Beeinträch-

tigung der Höchstpersönlichkeit der Wahl angenommen wird, eine Ein-

schränkung zugunsten der Allgemeinheit der Wahl gerechtfertigt wäre. 

Die Wahlrechtsgrundsätze des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG sind bei der Einführung 

eines Stellvertreterwahlrechts nicht verletzt und es liegt somit kein Verstoß 

gegen das Demokratieprinzip des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG vor. Die niederge-

legten Grundsätze des Art. 20 GG werden folglich nicht i. S. d. Art. 79 Abs. 3 

GG berührt. Eine Verfassungsänderung hin zum Stellvertretermodell wäre 

somit verfassungsrechtlich unter Beachtung der weiteren Voraussetzungen 

des Art. 79 GG, d. h. des Textänderungsgebotes und der erforderlichen 

Quoren, möglich. 

 

3. Mögliche Umsetzung 

Bezüglich der praktischen Umsetzung des Stellvertretermodells ergeben sich 

einige Fragen. Grundsätzlich sollte das Wahlrecht durch beide Eltern ausge-

übt werden (§§ 1626 Abs. 1 BGB, 1629 Abs. 1 BGB).203 Wenn nur ein El-

ternteil sorgeberechtigt ist, übt zwangsläufig dieses das Wahlrecht für das 

Kind alleine aus.204 Sollte kein Elternteil sorgeberechtigt sein, übt grundsätz-

lich der Vormund das Sorgerecht aus (§ 1773 BGB).205 Wenn es sich dabei 

um einen Amtsvormund handelt, müsste vom Familiengericht eine 

 
203 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 187 f. 
204 Ebd., S. 188. 
205 Ebd., S. 189. 
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Vertrauensperson bestimmt werden, die das Wahlrecht ausübt. Eine Aus-

übung durch den Amtsvormund ist nicht möglich, da so der Grundsatz der 

Volkssouveränität durchbrochen werden würde.206 

Bezüglich der Stimmenaufteilung bietet sich als Lösung eine Halbierung der 

Stimme des Kindes an. Jedes Elternteil würde so eine halbe Stimme des Kin-

des ausüben.207 Ist ein Elternteil noch nicht volljährig, besitzt nicht die deut-

sche Staatsbürgerschaft oder ist vom Wahlrecht ausgeschlossen, übt grund-

sätzlich das andere Elternteil die gesamte Stimme aus. Wenn beide Elternteile 

aufgrund der oben genannten Ausschlussgründe das Wahlrecht nicht ausüben 

können, muss vom Familiengericht eine Vertrauensperson bestimmt werden, 

die das Wahlrecht des Kindes ausübt.208 Die Halbierung der Stimme ist hier 

die vorzugwürdigste Lösung. Auch der Grundsatz der Zählwert- und Erfolgs-

wertgleichheit wird so gewahrt.209 Andere Modelle, die z. B. eine Verdoppe-

lung der Stimmen oder eine abwechselnde Ausübung vorsehen, sind aufgrund 

des hohen bürokratischen Aufwands ungeeignet.210 Auch eine gemeinsame 

Ausübung durch beide Elternteile ist nicht möglich, da der Grundsatz der Ge-

heimheit der Wahl verletzt wäre.211 Die Einführung eines Stellvertreterwahl-

rechts erfordert außerdem eine Verfassungsänderung des Art. 38 Abs. 2 GG 

sowie eine einfachgesetzliche Änderung des BWahlG. 

 

II. Das Elternwahlrecht und das Wahlrecht ab Geburt 

1. Definition 

Beim Elternwahlrecht und dem Wahlrecht ab Geburt handelt es sich um zwei 

verschiedene Formen des Minderjährigenwahlrechts. Bei der Form des El-

ternwahlrechts, auch originäres Elternwahlrecht genannt, üben die Kinder die 

Stimmabgabe ebenfalls nicht selbst aus, sondern die Eltern. Der Unterschied 

zum Stellvertreterwahlrecht besteht allerdings darin, dass die Eltern nicht das 

 
206 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 189 f. 
207 Ebd., S. 194 f. 
208 Ebd., S. 197. 
209 Ebd., S. 194 f. 
210 Ebd., S. 193 f., 195. 
211 Ebd., S. 192. 
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Wahlrecht der Kinder stellvertretend ausüben, sondern selbst eine höhere 

Stimmzahl erhalten.212 Bei dem Wahlrecht von Geburt, teilweise auch echtes 

Kinderwahlrecht213 oder originäres Minderjährigenwahlrecht214 genannt, ent-

fällt jegliche Altersgrenze und die Kinder erhalten bereits ab der Geburt das 

Wahlrecht215 und können es ausüben, wenn sie sich dazu bereit fühlen. 

 

2. Verfassungsrechtliche Vorgaben 

Verfassungsrechtliche Probleme beim Elternwahlrecht ergeben sich bezüg-

lich der Gleichheit der Wahl. Dadurch, dass die Eltern zusätzliche Stimmen 

für jedes Kind erhielten, liegt ein Verstoß gegen die Zählwertgleichheit vor. 

Es würde sich damit um ein Pluralwahlrecht handeln, welches nicht mit der 

Gleichheit der Wahl vereinbar ist.216 Ein zwingender Grund, um einen sol-

chen Verstoß zu rechtfertigen kommt nicht in Betracht.217 Beim Elternwahl-

recht liegt somit ein Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit der Wahl 

und damit gleichzeitig ein Verstoß gegen das Demokratieprinzip und somit 

ein Berühren der Grundsätze des Art. 79 Ab. 3 GG vor. Eine Einführung des 

Minderjährigenwahlrecht in dieser Form ist verfassungsrechtlich aufgrund 

der Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG nicht möglich. 

Auch beim Wahlrecht ab Geburt ohne jegliche Altersgrenze ergeben sich ver-

fassungsrechtliche Schwierigkeiten. Ein solches Minderjährigenwahlrecht 

verstößt zwar nicht gegen die Wahlrechtsgrundsätze aus Art. 38 Abs. 1 S. 1 

GG.218 Allerdings erscheint der Aspekt der politischen Reife und Urteilsfä-

higkeit hier tatsächlich problematisch. Dieser steht zwar nicht explizit im 

Grundgesetz geschrieben, jedoch gehört eine solche Reife zu den zugrunde 

liegenden Prinzipien einer Demokratie. Jeder sollte verantwortungsvoll 

 
212 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 42. 
213 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 145. 
214 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 42. 
215 Ebd., S. 42. 
216 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 166. 
217 Ebd., S. 167. 
218 Ebd., S. 145. 
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politische Entscheidungen treffen können und diese durch Wahlen ausüben. 

Bei (Klein)Kindern ist davon jedoch gerade nicht auszugehen. Ohne Zweifel 

fällt die Bestimmung einer angemessenen Altersgrenze schwer. Jedoch wi-

derspricht die komplette Abschaffung jeglicher Altersgrenzen dem Sinn des 

Demokratieprinzips und ist somit nicht verfassungsrechtlich umsetzbar.219 

Darüber hinaus würden faktisch durch ein solches Wahlrecht ab Geburt viele 

Stimmen verloren gehen, da Säuglinge und Kleinkinder einfach nicht in der 

Lage wären, das Wahlrecht auszuüben.220 Die Allgemeinheit der Wahl, die 

vor allem durch ein Minderjährigenwahlrecht gestärkt werden soll, würde 

also kaum besser verwirklicht werden. 

Ein Elternwahlrecht und ein Wahlrecht ab Geburt sind somit verfassungs-

rechtlich nicht umsetzbar, da diese gegen Art. 20 GG und damit gegen die 

Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG verstoßen. 

 

III. Absenkung der Wahlaltersgrenze 

1. Definition 

Ein weiteres Modell ist die Absenkung der Wahlaltersgrenze. Dabei würde 

die bisherige Grenze von 18 Jahren, die mit der Volljährigkeit zusammenfällt, 

unter das Volljährigkeitsalter gesenkt werden. 

 

2. Verfassungsrechtliche Vorgaben 

Eine Erweiterung des Kreises der wahlberechtigten Personen durch die Ab-

senkung der Altersgrenze führt dazu, dass der Grundsatz der Allgemeinheit 

der Wahl stärker verwirklicht wird. Allerdings erfordert das Demokratieprin-

zip des Grundgesetzes eine gewisse Reife und politische Einsichtsfähigkeit 

für die Teilnahme an Bundestagswahlen (s. o.). Darüber hinaus stellt sich die 

Frage, ob die Wahlaltersgrenze in Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG durch das Demo-

kratieprinzip gesichert ist und nicht verändert werden kann. Wie bereits oben 

 
219 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 146-154. 
220 Adrian, Grundsatzfragen zu Staat und Gesellschaft am Beispiel des Kinder-/Stellvertre-

terwahlrechts, 2016, S. 45. 
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unter Gliederungspunkt B. ab Seite 3 festgestellt, liegt keine Koppelung der 

Wahlaltersgrenze an die Volljährigkeit vor. Darüber hinaus ist zu beobachten, 

dass die Altersgrenze im Zeitverlauf immer weiter nach unten verschoben 

wurde. Bei der Wahlaltersgrenze des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG handelt es sich 

nicht um eine steife, unabänderliche Grenze.221 Vielmehr ist es notwendig, 

die Flexibilität im Zeitverlauf zu wahren und die Vorschrift an veränderte 

Rahmenbedingungen anzupassen.222 Eine Änderung der Wahlaltersgrenze 

des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG ist somit grundsätzlich möglich. Ein Verstoß 

gegen die Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Ab. 3 GG liegt nicht vor.223  

Allerdings ist es notwendig, dass eine neue Altersgrenze so festgelegt wird, 

dass von der erforderlichen Reife und Einsichtsfähigkeit ausgegangen werden 

kann. Wie bereits erläutert, haben sich die Lebensverhältnisse von Kindern 

und Jugendlichen in den letzten Jahren stark gewandelt. Es ist eine frühere 

Selbstständigkeit und Verantwortung sowie ein steigendes politisches Inte-

resse zu beobachten. Auch empirische Belege haben gezeigt, dass Jugendli-

che bereits im Alter von 16 Jahren die notwendigen Denkfähigkeiten aufwei-

sen, um das Wahlrecht auszuüben (siehe Gliederungspunkt B ab Seite 6). Le-

diglich im Bereich der kristallinen Intelligenz haben sie noch gewisse Nach-

teile gegenüber Älteren. Der Unterschied zwischen z. B. 16– und 18-Jährigen 

mag dabei jedoch gering sein. Darüber hinaus sprechen die Erfahrungen bei 

Kommunalwahlen für eine Absenkung der Wahlaltersgrenze für Bundestags-

wahlen. Fraglich ist, auf welches Alter eine neue Wahlaltersgrenze festgelegt 

werden sollte. Bereits bei der Betrachtung der Argumente für ein Minderjäh-

rigenwahlrecht (siehe Gliederungspunkt B. ab Seite 7) wurde deutlich, dass 

von einer politischen Reife und Einsichtsfähigkeit ab einem Alter von 16 Jah-

ren definitiv ausgegangen werden kann. Andere Befürworter des Minderjäh-

rigenwahlrechts sehen die Reife schon bei einem Alter ab 14 Jahren gege-

ben.224 In jedem Fall sollte zunächst die Wahlaltersgrenze auf 16 Jahre ge-

senkt werden. In einem zweiten Schritt erscheint es sinnvoll, die 

 
221 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 152 f. 
222 Quintern, Das Familienwahlrecht, 2010, S. 184. 
223 Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 152 f. 
224 Hurrelmann, in: Gürlevik, Hurrelmann, Palentien, Jugend und Politik, 2016, S. 318 f. 
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Wahlaltersgrenze auf 14 Jahre zu senken. Voraussetzung dafür ist allerdings 

eine bessere politische Bildung in der Schule, u. a. mit mehr praktischen Er-

fahrungen der Demokratie z. B. in Jugendparlamenten, Jugendwahlen etc., 

damit die politische Entscheidungsreife sichergestellt werden kann. 

 

3. Mögliche Umsetzung 

Um die Absenkung der Wahlaltersgrenze umzusetzen ist eine verfassungs-

rechtliche Änderung des Art. 38 Abs. 2 1. Hs. GG sowie des BWahlG not-

wendig. Eine praktische Umsetzung wäre denkbar einfach, indem Personen, 

die die neue Wahlaltersgrenze erreicht haben in das Wählerverzeichnis ein-

getragen werden und den Wahlschein erhalten. 

 

IV. Mischformen 

Teilweise werden Mischformen der verschiedenen Modelle befürwortet. Zu 

den häufigsten Formen zählt dabei eine Vermischung des Wahlrechts ab Ge-

burt und des Stellvertreterwahlrechts. Dabei soll das Wahlrecht stellvertre-

tend durch die Eltern ausgeübt werden, bis die Kinder eine weiterhin beste-

hende Altersgrenze erreicht haben oder vorher selbst wählen wollen.225 Dar-

über hinaus wird teilweise ein Stellvertreterwahlrecht in Verbindung mit ei-

ner Absenkung der bisherigen Altersgrenze vorgeschlagen.226 

 

E. Ausgestaltung in anderen europäischen Ländern 

Österreich war das erste Land in der EU, welches das aktive Wahlrecht für 

alle Wahlen, d. h. auch für nationale Wahlen, im Jahr 2007 auf 16 Jahre fest-

legte.227 Die Volljährigkeit liegt gem. § 21 Abs. 2 ABGB weiterhin bei 18 

Jahren. Im österreichischen Wahlrecht wurde somit die Wahlaltersgrenze un-

ter das Volljährigkeitsalter gesenkt, wie es auch in Deutschland schon häufig 

auf Kommunal- und teilweise auf Landesebene der Fall ist. Es wurde u. a. mit 

 
225 U. a. Gründinger, in: SRzG (Hrsg.), Wahlrecht ohne Altersgrenze?, 2008, S. 30. 
226 U. a. Rupprecht, Das Wahlrecht für Kinder, 2012, S. 201. 
227 Oesterreich.gv, Wahlrecht (letzter Zugriff am 06.06.2020). 



41 

 

der Erwartung eingeführt, die Wahlbeteiligung junger Menschen dauerhaft zu 

erhöhen.228 Bei der ersten bundesweiten Wahl nach der Einführung, der Na-

tionalratswahl 2008, lag tatsächlich die Wahlbeteiligung der Erstwähler mit 

ca. 77 %229 im Bereich der generellen Wahlbeteiligung von rund 79 %.230 Bei 

der nächsten Nationalratswahl 2013 fiel die Wahlbeteiligung Minderjähriger 

jedoch wieder auf rund 63 % ab231 und lag damit deutlich unter der allgemei-

nen Wahlbeteiligung i. H. v. rund 75 %.232 Seit 2013 kommt es jedoch konti-

nuierlich zu einem Anstieg des politischen Interesses und der Wahlbeteili-

gung der jungen Wähler.233 Auch der „Flash Eurobarometer European Youth“ 

stellte fest, dass in Österreich und Italien die Wahlbeteiligung von Jungwäh-

lern innerhalb der EU am größten ist.234 Das Ziel einer dauerhaft hohen Wahl-

beteiligung ist in Österreich noch nicht komplett erreicht. Jedoch zeigt sich, 

dass seit der Einführung des Minderjährigenwahlrechts die Wahlbeteiligung 

steigt und davon ausgegangen werden kann, dass sich auf lange Sicht die 

Wahlbeteiligung erhöht, was nicht zuletzt am Minderjährigenwahlrecht, aber 

auch an besserer politischer Bildung inner- und außerhalb der Schule liegt.235 

Bis Mai 2015 bestand innerhalb der EU somit ein Wahlrecht ab 16 Jahren nur 

in Österreich auf Nationalebene und in Deutschland teilweise auf Kommunal- 

und Landesebene. Im Mai 2015 führte sodann auch Estland ein Wahlrecht ab 

16 Jahren ein, allerdings nur auf kommunaler Ebene.236 

Das Europäische Parlament entschloss sich im November 2015 zu einer Re-

form des Wahlrechts der Europäischen Union.237 Es wird den Mitglieds-

 
228 Schmidt, Edthofer, Wählen ab 16 in Österreich, 2018, S. 1. 
229 Kozeluh, Schwarzer, Zandonella, u. a. „Wählen mit 16“ Eine Post Election Study zur 

Nationalratswahl 2008, 2009, S. 42. 
230 Bundesministerium für Inneres Österreich, Nationalratswahl 2008 (letzter Zugriff am 

06.06.2020). 
231 Kritzinger, Zeglovits, Wählen mit 16 bei der Nationalratswahl 2013, 2013, S. 30. 
232 Bundesministerium für Inneres Österreich, Nationalratswahl 2013 (letzter Zugriff am 

06.06.2020). 
233 Schmidt, Edthofer, Wählen ab 16 in Österreich, 2018, S. 3. 
234 European Commission (Hrsg.) Flash Eurobarometer 455: European Youth – Report, 

2018, S. 16 f. 
235 Schmidt, Edthofer, Wählen ab 16 in Österreich, 2018, S. 5 f. 
236 Landesjugendring Brandenburg e.V., Mehr Mitspracherecht für Jugendliche (letzter Zu-

griff am 06.06.2020); Pleschberger, Nach Österreich und Malta: Wählen ab 16 bald in 

ganz Europa? (letzter Zugriff am 06.06.2020). 
237 2015/2035(INL), EP P8_TA-PROV (2015)0395. 
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staaten unter Gliederungspunkt AI. Nr. 15 empfohlen, Vereinheitlichungs-

möglichkeiten bezüglich des Mindestwahlalters zu prüfen und wenn möglich, 

dieses einheitlich auf 16 Jahre festzulegen. Daraufhin senkte Malta 2018 als 

zweites Land der EU das Wahlalter für alle Wahlen auf 16 Jahre.238 

Innerhalb der EU besteht somit zurzeit ein Minderjährigenwahlrecht lediglich 

auf Nationalebene in Österreich und Malta sowie auf Kommunalebene in Est-

land. In Deutschland sind die Regelungen in den Bundesländern verschieden. 

Teilweise existiert schon auf Kommunal- und Landesebene ein Wahlrecht ab 

16 Jahren. 

 

F. Vorschlag für eine Ausgestaltung in Deutschland 

Nachdem nun die verschiedenen Formen des Minderjährigenwahlrechts dis-

kutiert wurden, soll eine Empfehlung für die Ausgestaltung in Deutschland 

formuliert werden. Eine Änderung des aktuellen Wahlrechts scheint aufgrund 

der im vorigen Teil genannten Argumente sinnvoll. Insb. die Argumente des 

demografischen Wandels und der Generationengerechtigkeit sind hervorzu-

heben. Es hat sich gezeigt, dass sowohl eine Absenkung der Altersgrenze als 

auch das Stellvertretermodell in Deutschland verfassungsrechtlich umsetzbar 

wären. Dazu wäre jedoch in beiden Fällen eine Änderung des Art. 38 Abs. 2 

1. Hs. GG notwendig (Textänderungsgebot), welche mit einer Mehrheit von 

2/3 im Bundestag und Bundesrat gem. Art. 79 Abs. 2 GG beschlossen werden 

müsste. Auch das BWahlG müsste geändert werden. Ungeachtet dieser for-

mellen Hürden soll nachfolgend eine Empfehlung für die praktische Umset-

zung gegeben werden. 

Bei einer genaueren Befassung mit der Thematik erscheint eine Kombination 

des Stellvertreterwahlrechts mit einer Absenkung der Altersgrenze am sinn-

vollsten. Auf diese Weise können die Vorteile der beiden Methoden ausge-

schöpft werden. Insb. der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl kann so bes-

ser verwirklicht werden. Wie bereits festgestellt, ist von der zur Wahl 

 
238 DW, Malta senkt nationales Wahlalter auf 16 Jahre (zuletzt aufgerufen am 06.06.2020). 
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erforderlichen Reife und politischen Einsichtsfähigkeit ab einem Alter von 16 

Jahren auszugehen. Dafür sprechen insb. die frühere Selbstständigkeit und 

das politische Interesse und Engagement der Jugendlichen heutzutage. Auch 

andere europäische Länder wie Österreich und Malta haben bereits ein Min-

derjährigenwahlrecht ab 16 Jahren realisiert. Insb. die Ergebnisse in Öster-

reich deuten auf eine dauerhaft steigende Wahlbeteiligung hin. So kann auch 

in Deutschland einer vermeintlich bestehenden Politikverdrossenheit, die 

vielmehr eine Politikerverdrossenheit239 darstellt, entgegengewirkt werden. 

Durch die Absenkung des Wahlalters kann außerdem ein wichtiges Zeichen 

i. S. d. Demokratie gesetzt werden. Durch die Einbeziehung von Minderjäh-

rigen in den Wahlprozess werden das Prinzip der Volkssouveränität sowie die 

Egalität aller Staatsbürger mit gleichen Rechten unterstrichen. Aus diesen 

Gründen ist eine Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre zeitgemäß und wün-

schenswert. In einem zweiten Schritt ist sodann zu überlegen, ob die Grenze 

auf 14 Jahre, wie es teilweise gefordert wird, gesenkt werden sollte. Aktuell 

wäre dieser Schritt m. E. jedoch verfrüht. Zunächst müsste sich das Wahlrecht 

ab 16 Jahren etablieren und die Ergebnisse in Bezug auf die Wahlbeteiligung 

etc. abgewartet und ausgewertet werden. Eine Kombination mit dem Stellver-

treterwahlrecht ist sinnvoll. Dadurch würde tatsächlich allen Deutschen 

gleichermaßen eine Stimme zukommen. Zwar würde diese bis zur Wahlal-

tersgrenze von den Eltern treuhänderisch ausgeübt, allerdings liegen keine 

Erkenntnisse vor, welche belegen würden, dass Eltern die Stimme des Kindes 

nicht zum Wohle dessen ausübten. Ein Stellvertreterwahlrecht würde so auch 

einen Schritt in Richtung einer kinder- und familiengerechteren Politik dar-

stellen. Durch das Stellvertretermodell i. V. m. einer Absenkung der Wahlal-

tersgrenze wird außerdem die Spanne, in der die Eltern die Stimme des Kin-

des ausüben zeitlich stärker begrenzt. So erhalten Jugendliche früher das 

Wahlrecht und die damit einhergehende Verantwortung. Die Zeit, in der die 

Eltern das Wahlrecht für die Kinder ausüben, wird somit verkürzt und damit 

ebenfalls die Zeit eines potenziellen Missbrauchs dieser Stimme.  

 
239 So auch Greenwell, Fridays for Future and Children’s Rights, 2020, S. 46-48. 
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Für eine moderne Anpassung des Wahlrechts spricht auch das Grundgesetz 

selbst. Nicht ohne Grund hat dieses die Anpassung von Verfassungsnormen 

in Art. 79 GG vorgesehen. Der Verfassungsgeber berücksichtigte bereits, dass 

das Grundgesetz im Zeitverlauf an die aktuellen Lebensverhältnisse ange-

passt werden muss. Auch in der Vergangenheit konnte eine allmähliche Ab-

senkung der Wahlaltersgrenze beobachtet werden, die auf die früher einset-

zende Pubertät und die damit einhergehende Ablösung vom Elternhaus und 

sich früher entwickelnde Selbstständigkeit zurückzuführen ist. Es ist nun an 

der Zeit, das Grundgesetz erneut anzupassen. Zu bezweifeln bleibt, ob, trotz 

der hier empfohlenen Kombination des Stellvertretermodells mit einer Ab-

senkung der Wahlaltersgrenze, der verfassungsändernde Gesetzgeber direkt 

solch umfangreiche Änderungen im Wahlrecht vornehmen wird. Wahr-

scheinlicher ist es, dass zunächst eine Absenkung der Wahlaltersgrenze in 

Anpassung an die bereits in vielen Bundesländer bestehenden Kommunal-

wahlen ab 16 Jahren umgesetzt würde. Aber auch die Einführung eines Stell-

vertretermodells sollte vom Gesetzgeber erwägt werden und nicht aufgrund 

fehlender Erfahrungen verworfen oder wegen einer oberflächlichen Betrach-

tung des Modells als verfassungswidrig abgestempelt werden. 

 

G. Fazit 

Im Verlaufe der Arbeit wurde deutlich, dass ein Minderjährigenwahlrecht 

verfassungsrechtlich umsetzbar ist. Grenzen ergeben sich nur beim Wahlrecht 

ab Geburt und dem Elternwahlrecht. Umsetzbar sind hingegen das Stellver-

treterwahlrecht sowie eine Absenkung der Wahlaltersgrenze. Sinnvoll ist eine 

Kombination beider Möglichkeiten, um die jeweiligen Vorteile zu nutzen. 

Auch die Umsetzung dieser Modelle ist praktikabel. Für die Einführung eines 

Minderjährigenwahlrechts sprechen neben der Steigerung der Allgemeinheit 

der Wahl auch viele gesellschaftliche Argumente. Insb. die Aspekte der Ge-

nerationengerechtigkeit und der Stärkung von familien- und kindergerechter 

Politik stehen hier im Vordergrund. Das von vielen Kritikern befürchtete feh-

lende politische Interesse und Engagement Minderjähriger konnte nicht 
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bestätigt werden. Insb. die zahlreichen Fridays for Future-Demonstrationen, 

zeugen vom steigenden politischen Interesse Jugendlicher.240 Vor allem Min-

derjährige nehmen an solchen Protest-Aktionen teil241 und wollen mehr in der 

Politik gehört werden. Jedoch nehmen sich dessen längst nicht alle Politiker 

an und fordern, politische Entscheidungen, wie u. a. Entscheidungen zur 

Klimapolitik, Erwachsenen zu überlassen.242 Dies unterstreicht erneut die ak-

tuell häufig gegenüber Minderjährigen vertretene Haltung, wonach sie noch 

nicht die erforderliche Reife und Einsichtsfähigkeit besäßen. Wissenschaftli-

che Erkenntnisse belegen jedoch, dass dies insb. ab einem Alter von 16 Jahren 

der Fall ist. Ein Minderjährigenwahlrecht bietet die Chance, langfristig die 

Wahlbeteiligung zu erhöhen. Auch auf Kommunalebene sowie in anderen eu-

ropäischen Ländern wurden mit dem Wahlrecht ab 16 Jahren gute Erfahrun-

gen gemacht. Der von vielen befürchtete Verstoß gegen den Grundsatz der 

Höchstpersönlichkeit der Wahl und damit gegen die Ewigkeitsgarantie des 

Art. 79 Abs. 3 GG konnte nicht bestätigt werden. Dem Aspekt der möglich-

erweise fehlenden Reife unter einem Alter von 16 Jahren kann durch ein Stell-

vertretermodell entgegengewirkt werden.  

Beim Zusammenfassen der Ergebnisse wird deutlich, dass mehr und auch ge-

wichtigere Argumente gesellschaftlicher und verfassungsrechtlicher Art für 

statt gegen ein Minderjährigenwahlrecht sprechen. Auch aufgrund der immer 

stärker von Jugendlichen geforderten politischen Beteiligung, z. B. im Rah-

men der Fridays for Future-Bewegung, wird deutlich, dass die Zeit reif ist, 

ein Minderjährigenwahlrecht in Deutschland zu realisieren. Es ist wünschens-

wert und zeitgemäß, dass der verfassungsändernde Gesetzgeber seine Ein-

schätzungsprärogative zugunsten eines Familienwahlrechts i. V. m. einer Ab-

senkung der Wahlaltersgrenze auf 16 Jahre ausübt. 

 
240 Siehe auch Sommer, Rucht, Haunss, u. a., Fridays for Future, 2019, S. 21 f. 
241 Greenwell, Fridays for Future and Children’s Rights, 2020, S. 18; Sommer, Rucht, 

Haunss, u. a., Fridays for Future, 2019, S. 11 f. 
242 Berliner Zeitung, Christian Lindner kritisiert Klima-Proteste von Schülern bei Fridays 

for Future und erntet Shitstorm, Stand: 11.03.2019 (letzter Zugriff am 06.06.2020). 
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